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P ünktlich um 19.30 Uhr trifft der
frühere Konzernchef Markus
Braun am Montag dieser Woche
in den Büros der Staatsanwalt-
schaft München ein, um sich ver-

haften zu lassen. Er geht den Flur entlang,
vorbei an der Kaffeeküche, setzt sich im Be-
sprechungszimmer an den großen Tisch.
Er ist mit zwei Anwälten da, zwei Polizisten
sind anwesend, ferner drei Staatsanwälte.
Ein Moment wie dieser ist nie Routine, der
Moment, in dem ein Mensch kurz davor
ist, seine Freiheit zu verlieren. Als der Haft-
befehl verlesen worden ist, stehen alle wie-
der auf, die Oberstaatsanwältin Hildegard
Bäumler-Hösl begleitet Braun noch ins
Polizeipräsidium, als wolle sie noch gute
Nacht wünschen, bevor Braun seine Zelle
betreten muss. Alles läuft ruhig und geord-
net ab, was zum Anlass passt: Wenn ein
Kartenhaus zusammenfällt, gibt es eben
kaum Geräusche.

In der Nacht zuvor um 2.48 Uhr hat
Brauns Firma, die Wirecard AG aus Asch-
heim bei München, erklärt, dass ihr angeb-
liches Vermögen in Asien, knapp zwei Milli-
arden Euro Cash, wohl nie existiert habe
und dass größere Teile von Umsatz und Ge-
winn womöglich ebenfalls erfunden wor-
den seien. Braun hat Wirecard aus dem
Nichts aufgebaut und vor zwei Jahren in
den Dax geführt. An diesem Donnerstag
hat das Unternehmen einen Insolvenzan-
trag angekündigt, was bei einem Dax-Kon-
zern noch nie vorgekommen ist. Es ist eine
furchtbare Blamage für den Wirtschafts-
standort. Verlierer sind vor allem Mitarbei-
ter und die vielen Kleinaktionäre, die auf
Rendite gehofft hatten und deren Geld nun
unwiederbringlich verloren ist. Fast 200
Euro war die Aktie 2018 mal wert, am Don-
nerstag stürzte sie auf unter drei Euro ab.

Während sich Braun nach seinem Rück-
tritt als Vorstandschef am Montag darauf
gefasst macht, die Nacht in Polizeigewahr-
sam zu verbringen, ist sein engster Vertrau-
ter, tja, wo eigentlich? Jan Marsalek, der an-
dere Vorstand von Wirecard, der als rechte
Hand Brauns galt, bis man ihn feuerte, ist
offenbar unterwegs. Es heißt, er habe sich
aus Manila gemeldet, der Hauptstadt der
Philippinen, dort suche er nach den ver-
schollenen Milliarden Wirecards.

Tatsächlich? Inmitten der Corona-Be-
schränkungen und der Kernschmelze sei-
nes Unternehmens fliegt Marsalek mal
eben nach Manila, um Geld zu suchen, das
es gar nicht gibt? Womöglich ist Marsalek
auch einfach untergetaucht, um seiner Ver-
haftung zu entgehen. Dass man es nicht ge-
nau weiß, passt zu dieser Geschichte von
Hybris und Trickserei. Schließlich wusste
man als Beobachter von Wirecard nie so ge-
nau, was echt war und was falsch.

Markus Braun, der frühere Chef, galt als
Visionär. Nun stellt sich heraus, dass seine
Firma niemals in den Kreis der Dax-Kon-
zerne hätte aufsteigen dürfen, weil Sub-
stanz und Seriosität fehlten. Trotzdem ha-
ben Tausende Anleger ihr Geld in Wirecard-
Aktien investiert, trotzdem haben Rech-
nungsprüfer die Bilanzen gebilligt, trotz-
dem sind die Aufsichtsbehörden Vorwür-
fen nie richtig nachgegangen.

Der Wirecard-Skandal ist auch ein
Deutschland-Skandal.

In der Wirtschaftsgeschichte ist das na-
türlich nicht der erste und auch nicht der
größte Schwindel dieser Art. In den USA
hat es den Fall des Energiekonzerns Enron
gegeben, der alle in seinen Bann zog, bevor
er implodierte. Oder Bernie Madoff, den
Anlagebetrüger, der einen hohen Milliar-
denschaden anrichtete. Madoff stammte
aus Manhattan, dem dunklen Herzen des
Spekulantentums. Aber wie konnte es bei
Wirecard aus Aschheim so weit kommen?
Wie kreierte der Technik-Nerd Markus
Braun die Illusion des deutschen „Financi-
al-Technology“-Wunders, das als Start-up
begann und bis in den Dax gelangte? Wie al-
so schwindelt man eine Erfolgsgeschichte
vor, die es wahrscheinlich gar nicht gibt?

Vielleicht beginnt jede Geschichte die-
ser Art nicht nur mit dem Schwindler
selbst, sondern mit den Erwartungen und
Hoffnungen der anderen. In Deutschland
sehnte man sich spätestens nach dem VW-
Skandal um manipulierte Dieselmotoren
nach einer Zukunftsvision für die deut-
sche Wirtschaft. Die alten Größen im Dax
wie die Deutsche Bank, VW oder Bayer ent-
täuschten oder schummelten, während
die Weltmarke Germany im Zeitalter der
Digitalisierung keine einzige neue, große
Idee hervorgebracht hatte. Es herrschte
die Sehnsucht nach einer frischen Erfolgs-
geschichte für eine neue Zeit.

Markus Braun hat diese Sehnsucht be-
dient. Der Österreicher, 1969 in Wien gebo-
ren, hat erst als Unternehmensberater ge-
arbeitet, so kam er vor gut 20 Jahren auch
zur Vorgängerfirma von Wirecard, die Zah-
lungen für Porno- und Glücksspielseiten
abwickelte. Nach Glamour klang das nicht,
aber es steckte eben auch eine Zukunfts-
idee in dem schmuddeligen Start-up: Je
mehr Menschen im Internet bestellen und
bezahlen, desto größer wird die Firma.

Markus Braun gelingt es in den vergan-
genen Jahren mit der immergleichen Ma-
sche, die Menschen in seinen Bann zu zie-
hen. Zum Beispiel im Oktober 2018: Wire-
card hat in den 42. Stock eines Wolkenkrat-
zers in der Londoner City geladen, die Lon-
doner nennen ihn wegen seiner keilförmi-
gen Gestalt „Käsereibe“. Dort oben, vor
raumhohen Fenstern und mit Blick auf die
Tower Bridge, will man sich beim „Innova-
tion Day“ präsentieren, als Höhepunkt gilt
Brauns „Strategic Outlook“. Der Chef sagt,
er sei schüchtern, wolle aber dennoch ver-
suchen zu sprechen. Dann folgen Superlati-
ve. Bis 2025 wolle er zehn Milliarden Euro
umsetzen, sagt Braun und fügt hinzu: „Die-
se sind absolut am unteren Rand.“ Schließ-
lich sei Wirecard ja eines „der am schnells-

ten wachsenden Unternehmen im Bereich
Payments weltweit“.

So tritt Braun immer wieder auf, betont
zurückhaltend. Aber dann sagt er, was alle
hören wollen: Digitalisierung, Transforma-
tion, Disruption. Dazu sehr ehrgeizige Um-
satzziele. Es ist simpel, und doch sind die
Fans gebannt. Braun verkörpert etwas, das
gerade in Deutschland gut ankommt: Ehr-
geiz und Understatement, Zukunftsvision
und vermeintliche Bodenhaftung.

Während Braun den Konzern nach au-
ßen vertritt, führt sein junger Adlatus Jan
Marsalek das operative Geschäft. Marsa-
lek ist heute 40 Jahre alt und schon seit
einem Jahrzehnt im Vorstand. Er trägt das
Haar kurz geschoren, dazu meist blaue
Anzüge ohne Krawatte und auffällig große
Uhren von Panerai. Mit Braun verbindet
ihn, dass sie beide Österreicher sind, vor
allem aber, dass Marsalek wie ein Zieh-
sohn des Konzernchefs wirkt.

Marsalek wirkt im Hintergrund, aber er
scheint den Luxus zu lieben. Man erzählt
sich, er gebe Champagner auf der Dachter-
rasse des Hotels Mandarin Oriental aus
und sei oft im Businessjet unterwegs. Oft
reist er nach Asien, es gilt als größter
Wachstumsmarkt für Wirecard, weil dort
so viele Menschen bargeldlos zahlen. Das
Potenzial ist enorm. Und besonders
wächst unter Marsaleks Verantwortung
ein Netz von Partnerfirmen und Tochterfir-
men, sie sich gegenseitig Geld überweisen
und Rechnungen stellen. Mails aus den Sin-
gapurer Büros von Wirecard legen nahe,
dass selbst die Mitarbeiter kaum noch
durchblicken, von wo nach wo Geld gerade
fließt, geschweige denn die Prüfer.

Des Öfteren ist die Stimmung sehr ange-
spannt und gereizt, wenn die Kontrolleure
von Ernst & Young (EY) im Frühjahr den
Jahresabschluss überprüfen. „Wir erwar-

ten von Ihnen, dass Sie uns diese (fehlen-
den Anhänge, d.Red.) in der folgenden Stun-
de schicken“, schreibt EY etwa im April
2018 an zwei Verantwortliche. Interne
Mails legen auch nahe, dass es schon da-
mals dubiose Vorgänge gibt, die man den
Prüfern nur schwer erklären kann. Es gebe
ein hohes Risiko, schreibt ein Mitarbeiter
von Wirecard an einen anderen, dass EY
„die Story nicht akzeptiert“.

Die Story. Ist ganz Wirecard eine erfun-
dene „Story“? Und wie gelingt so etwas?

Die Antwort liegt womöglich in der Art
und Weise, wie heute internationale Ge-
schäfte strukturiert sind: Nicht nur in
einer einzigen Firma, sondern in vielen Fir-
men weltweit. Jahrelang behauptet Wire-
card, es sei auf Partnerfirmen angewiesen,
die in ihren jeweiligen Ländern im Besitz
einer Lizenz für Finanzgeschäfte seien.
Doch erregen viele dieser Firmen seit Jah-
ren Verdacht. Wer sie besucht, denkt an
Briefkastenfirmen. Und doch soll dieses
„Drittpartnergeschäft“ einen Großteil von
Umsatz und Gewinn Wirecards abwerfen,
so stellt es der Konzern jahrelang dar. Bis
er am Montag dieser Woche erklärt, frühe-
re Angaben zu diesem zentralen Geschäfts-
bereich seien wohl „nicht korrekt“. Die

1,9 Milliarden Euro, die dieses Geschäft ab-
geworfen haben soll, sind demnach wohl
ebenfalls erfunden. Wie so oft also dürfte
ein weltweit verzweigtes Firmennetz dazu
gedient haben, etwas zu vertuschen –
oder, in diesem Fall, etwas vorzugaukeln.

Allerdings schöpft ein Mann in England
früh Verdacht. Er ist sympathisch und un-
auffällig, hat einst bei einer Bank Bilanzen
ausgewertet. Später wechselte er als Repor-
ter zur Zeitung Financial Times. Dan
McCrum ist etwa so alt wie Wirecard-Vor-
stand Marsalek und entwickelt sich rasch
zu dessen Gegenspieler. Schon 2015 veröf-
fentlicht McCrum Artikel über das „Karten-
haus Wirecard“. Im Gegenzug wirft Wire-
card der FT vor, sie sei Komplizin von Spe-
kulanten und wolle den Kurs der Wirecard-
Aktie nach unten treiben.

Wer mutmaßlich ein Lügengebäude auf-
gebaut hat, muss es schützen, um jeden
Preis. Die Wirecard AG geht also unerbitt-
lich gegen jene vor, die ihre Erfolgsge-
schichte infrage stellen. Mal verklagt sie
die FT auf Schadenersatz, mal zerrt sie die
Süddeutsche Zeitung vor Gericht. Wirecard
will den Zweifel im Keim ersticken. Sollten
Braun oder Marsalek je unsicher wirken,
oder so, als habe man sie ertappt, würde

die Illusion des Weltkonzerns Wirecard so-
fort in sich zusammenfallen.

Der Auslöser für den Zusammenbruch
aber liegt dann an unerwarteter Stelle: bei
Wirecard selbst. Im Büro Singapur erregt
der örtliche Finanzchef Anfang 2018 Arg-
wohn. Angeblich stiftet er Kollegen bei
einer Präsentation dazu an, Geld illegal zwi-
schen Firmen zu verschieben, um Finanzlö-
cher zu stopfen. Zwei Juristen des Unter-
nehmens in Singapur schöpfen Verdacht,
eine externe Kanzlei prüft die Vorwürfe
und stützt sie, vermutet sogar, dass Strafta-
ten im Raum stehen.

Doch schon bald dämmert den beiden
Juristen, dass die Konzernspitze in Asch-
heim kein Interesse an harter Aufklärung
hat. Eigentlich möchten die beiden Fach-
männer gerne nach Deutschland reisen
und mit dem Vorstand reden. Doch in Asch-
heim heißt es, das sei nicht nötig: Jan Mar-
salek, die rechte Hand von Konzernchef
Braun, nehme die Sache in die Hand.

Für die beiden Juristen ist das nieder-
schmetternd. Wie könne Marsalek aufklä-
ren, schreibt einer von ihnen in einer Mail
an den Vorstand, wenn Marsalek wegen sei-
ner Nähe zu dem verdächtigen Kollegen in
Singapur doch selbst belastet sei?

Für ernsthafte Aufräumarbeiten in Sin-
gapur aber ist es da vermutlich schon zu
spät. Womöglich sind Braun und Marsalek
zu tief verstrickt, womöglich ist der
Schwindel schon so groß, dass jede gründli-
che Untersuchung, jedes öffentliche Einge-
ständnis zur Implosion führen würde. Und
so belehrt ein Verantwortlicher für Compli-
ance in Aschheim einen der beiden Juris-
ten in Singapur: „Als Compliance müssen
wir Partner des Managements sein … Wir
sind keine Staatsanwälte.“ Mit diesen Wor-
ten lässt sich die Kultur Wirecards vermut-
lich gut zusammenfassen.

Das Verhängnis nimmt trotz dieser Ver-
tuschungsversuche seinen Lauf. Nach den
beiden Juristen in Singapur übernimmt
jetzt die Presse: Im Laufe des Jahres 2018
gelangen Informationen über die Missstän-
de bei Wirecard Singapur an die Financial
Times, Anfang 2019 berichtet der Reporter
McCrum über die mutmaßlichen Bilanz-
tricks. Der Aktienkurs bricht ein.

Bald erscheint der Vorstand Jan Marsa-
lek bei der Staatsanwaltschaft München.
Er erklärt sich zum Opfer dunkler Machen-
schaften, spricht nicht etwa über Unge-
reimtheiten in der Bilanz, sondern lenkt
die Aufmerksamkeit auf einen anderen
Schauplatz: Er habe das Gefühl, dass er er-
presst werde. Ein Bekannter habe ihm an-
geboten, die negativen Berichte über Wire-
card in der angelsächsischen Presse zu
stoppen, wenn Wirecard gut zwei Millio-
nen Pfund zahle. Marsalek erklärt das un-
anständige Angebot zum Teil mit einer grö-
ßeren Verschwörung zwischen Presse und
Spekulanten gegen sein Unternehmen.

Er nennt ein weiteres Beispiel. So habe
er erfahren, erzählt Marsalek, dass einer
der Wirecard-Juristen aus Singapur, der
mögliche Bilanztricks angeprangert hatte,
mit Londoner Spekulanten zu tun habe. Es
gebe dafür einen Beleg: Der Jurist habe in-
terne Unterlagen Wirecards wohl an die FT
durchgestochen. Dafür sei er nach London
geflogen; das Flugticket habe ein Londo-
ner Spekulant gezahlt. Marsalek will den
Kollegen aus Singapur offenbar diskredi-
tieren. Aber woher will er wissen, wer des-
sen Flugticket bezahlt hat? Marsalek sagt,
dies ergebe sich aus einem Zahlungsvor-
gang mit einer Kreditkarte. Er habe dafür
eine gute Quelle: einen Bekannten, „der
für einen ausländischen Staat arbeitet“.

Offenbar nutzt Marsalek also Kontakte
in Polizei- und Geheimdienstkreisen, um
einen unbequemen Ex-Mitarbeiter auszu-
spionieren. Er sei für „Feindaufklärung“
zuständig, sagt Marsalek bei der Staatsan-
waltschaft. Er umgibt sich immer mal wie-
der mit dubiosen Zuträgern; Kontakt hat
er etwa mit einem Ex-Geheimdienstler aus
Libyen, der in Großbritannien Geschäfts-
leute ausforschen soll. Wirecard hat im
Jahr 2019 auf SZ-Anfrage bestritten, Geg-
ner durch den Libyer oder durch Detektei-
en beobachten zu lassen. Offensichtlich
aber geht Wirecard mit aller Härte gegen
jene vor, die das mutmaßliche Lügenge-
bäude zum Einsturz bringen könnten, so
verklagt das Unternehmen zum Beispiel
die Financial Times auf Schadenersatz.

Das geht eine Zeit lang gut. Die deut-
schen Behörden gehen dem Verdacht
nach, den Marsalek gestreut hat. Die
Staatsanwaltschaft München ermittelt ge-
gen unbekannt wegen Verdachts der
Marktmanipulation, die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht verbietet
gewisse Spekulationsgeschäfte mit der
Wirecard-Aktie und stellt Strafanzeige ge-
gen zwei Reporter der Financial Times und
gegen Börsenspekulanten. Es stützt die Be-
hauptung von Wirecard, das unschuldige
Opfer von Spekulanten zu sein.

Herrscht beim Staat das Gefühl, aus Pa-
triotismus das deutsche Unternehmen vor
Angriffen aus dem Ausland schützen zu
müssen? Die Münchner Oberstaatsanwäl-
tin Hildegard Bäumler-Hösl sagte einmal,
dass es schlicht sehr schwierig sei, einen
Durchblick zu bekommen. „Ich habe meist
ein Grundgefühl für einen Fall, aber das
fehlt mir hier völlig“, sagte sie Ende 2019.
„Es ist schwer zu sagen, wohin es geht.“

Für den FT-Reporter Dan McCrum sind
es zehrende Zeiten. Wegen der Vorwürfe
von Wirecard, er sei ein Handlanger von
Spekulanten, überprüft die FT ihren Repor-
ter, externe Anwälte filzen sein Handy,
durchforsten seine Mails. Die Zeitung will
sich ganz sicher sein, dass er integer ist.
Gleichzeitig fallen Wirecard-Fans bei Twit-
ter über McCrum her.

Die Kettenreaktion aber ist da schon
nicht mehr aufzuhalten. Durch die vielen
Enthüllungen in der Presse ist Wirecard so
unter Druck, dass es ein Sondergutachten
bei KPMG in Auftrag gibt, um sich neue
Glaubwürdigkeit zu verschaffen. Die Wirt-
schaftsprüfer sollen bestätigen, dass alles
in Ordnung sei. Der Plan misslingt, weil
KPMG Anfang 2020 ein vernichtendes Gut-
achten schreibt: Wirecard habe viele Unter-
lagen erst spät oder gar nicht herausgege-
ben, Geldströme im Geschäft mit Drittpart-
nern seien nicht nachvollziehbar.

Gleichzeitig untersuchen die Bilanzprü-
fer von EY die Zahlen für 2019. Diesmal se-
hen sie genau hin. Von zwei Banken auf
den Philippinen verlangen sie eine Bestäti-
gung dafür, dass auf Wirecard-Konten
1,9 Milliarden Euro liegen. Es stellt sich her-
aus, dass es die Konten nach Angaben der
Banken gar nicht – und wohl auch das ver-
meintliche Geld darauf – nie gegeben hat.

Nun müssen Braun und Marsalek die
Frage beantworten, wann und warum der
mutmaßliche Schwindel begann und wer
dafür verantwortlich war. Braun hat ange-
kündigt, dass er mit der Justiz kooperieren
wolle. Die Haftrichterin in München
scheint ihm so zu vertrauen, dass sie ihn
gegen Zahlung einer Kaution von fünf Mil-
lionen Euro wieder freigelassen hat.

Der FT-Reporter Dan McCrum wirkt
derweil wie jemand, von dem eine riesige
Last abgefallen ist. Die Titelseite seiner Zei-
tung mit der Geschichte über die Verhaf-
tung Brauns, schreibt McCrum bei Twitter,
sei „etwas fürs Poesiealbum“.

Marsalek soll derweil noch auf den
Philippinen sein. Wenn er Glück hat, wer-
den ihn die philippinischen Behörden
nicht verhaften, die Gefängnisse dort gel-
ten als Höllenlöcher. Ein Bekannter Marsa-
leks versichert, dass dieser am Wochenen-
de nach München zurückkehren und sich
der Staatsanwaltschaft stellen wolle. Aber
wer will ihm jetzt noch etwas glauben?

Markus Braun ist auf
Kaution frei. Die Höhe: fünf

Millionen. FOTO: IMAGO/ARGUM

Jan Marsalek, heißt es, sei
in Manila und suche dort die 1,9

Milliarden. FOTO:WIRECARD
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Das Kartenhaus
Wirecard hat eine sagenhafte Erfolgsgeschichte

erzählt – und viele wollten sie glauben.
Über Aufstieg und Fall einer Skandalfirma

von christoph giesen, klaus ott,
nicolas richter, jörg schmitt, jan willmroth

und nils wischmeyer

Lange kam der Wirecard-Vorstand – hier die Schatten von Markus Braun
und Alexander von Knoop bei der Bilanzpressekonferenz 2019 – mit der Behauptung

durch, die Firma sei Opfer einer Verschwörung. FOTO: MICHAEL DALDER/REUTERS

Zwei Hausjuristen schöpfen
Verdacht, aber die Firmenspitze
hat kein Interesse an Aufklärung

Tausende Kleinanleger haben
viel Geld in Wirecard investiert.
Das ist jetzt weg

Mails legen nahe, dass selbst
die Mitarbeiter nicht wissen, von
wo nach wo das Geld fließt

Was macht die Finanzaufsicht?
Sie zeigt die Reporter an, die über
Unregelmäßigkeiten berichten
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Am 21. Februar 2019 fährt Jan
Marsalek in die Schleißheimer
Straße im Norden Münchens.
Dort, über einem Rewe-Markt,
haben die Wirtschaftsermittler

der Staatsanwaltschaft ihre Büros. Sie ha-
ben Marsalek als Zeugen geladen.

Marsalek ist erfolgsverwöhnt. Noch kei-
ne 40 Jahre alt, gehört er seit einem Jahr-
zehnt zum Vorstand von Wirecard, einem
Dax-Konzern, der spezialisiert ist auf Be-
zahl-Apps, Bank- und Kreditkarten. Zah-
len ohne Bargeld: ein Zukunftsgeschäft.
Marsalek hat den Konzern mitaufgebaut,
der heute mehr wert ist als die Deutsche
Bank. Aber in diesem Februar ist die Stim-
mung eisig. Die Schlagzeilen: heftig. Der
Aktienkurs: unten. Die Spekulanten: wet-
ten auf fallende Kurse. Nun wollen die
Staatsanwälte von Marsalek hören, was er
weiß über den Wintersturm an der Börse.

Marsalek trägt die Haare kurz gescho-
ren, dazu meist eng geschnittene, dunkel-
blaue Anzüge. Er ist höflich, zurückhal-
tend und etwas glatt, es bleiben bei ihm
kaum Auffälligkeiten in Erinnerung, au-
ßer dass er mit österreichischem Dialekt
spricht. Öffentlich tritt er selten auf, er
wirkt so, als wolle er unsichtbar bleiben.

Eigentlich sei er für den Vertrieb zustän-
dig, erzählt er den Ermittlern, aber seit eini-
ger Zeit auch für „Feindaufklärung“ –
Zuträger erzählten ihm, was im Londoner
Milieu der Spekulanten passiere. Offen-
sichtlich sieht Marsalek seine Firma von
Feinden umzingelt – und versucht, diese
abzuwehren, indem er sich wie ein Geheim-
dienstler benimmt.

Seit bald einem Jahr beschäftigen die
Kontroversen um Wirecard Anleger, Jour-
nalisten und Ermittler. Die Urteile gehen
so weit auseinander wie in Glaubensfra-
gen. Wirecard sieht sich als Opfer eines an-
geblichen Komplotts zwischen der Zeitung
Financial Times, die kritisch berichtet,
und den Londoner Spekulanten, die auf
sinkende Aktienkurse wetten. Die Financi-
al Times dagegen erweckt den Eindruck,
Wirecard sei nicht zu trauen, und erklärt
den Komplottvorwurf aus Deutschland zu
einem Ablenkungsmanöver.

Recherchen der SZ zeigen ein beunruhi-
gendes Sittengemälde: In London treibt ei-
ne Szene skrupelloser Informationshänd-
ler ihr Unwesen, in der jeder versucht, ech-
tes oder vermeintliches Wissen für den
nächsten Millionencoup zu nutzen. Diese
Szene setzt immer wieder auf einen Kurs-
verfall der Wirecard-Aktie. Das liegt auch
daran, dass Wirecards Geschäftsmodell so
undurchsichtig wirkt: keine Fabriken, kei-
ne Roboter, keine Lager, stattdessen ver-
deckte Geldströme über den ganzen Erd-
ball. Was wenig greifbar ist, eignet sich
eben für Kursschwankungen und damit
für Spekulationen. Dass jemand bei der Fi-
nancial Times den Spekulanten Informati-
onen zusteckt, ist möglich, aber keines-
wegs bewiesen. Dass Wirecard mithilfe
dubioser Zuträger „Feindaufklärung“ im
Londoner Milieu betreibt, wirkt zuweilen
anrüchig, so, als spiele ein Dax-Konzern
amateurhaft Privatdetektiv.

Die Konfrontation zwischen Wirecard
und seinen Gegnern beginnt im Jahr 2016.
Damals schreiben Londoner Börsenanalys-
ten den sogenannten Zatarra-Report, ei-
nen blanken Verriss Wirecards. Dan
McCrum, ein Journalist der Financial
Times, verweist bei Twitter auf diesen Re-
port, verleiht ihm Bedeutung. Der Kurs der
Wirecard-Aktie fällt, woran einige Investo-
ren gut verdienen, weil sie auf sinkende
Kurse gewettet haben. Bei Wirecard hegt
man den Verdacht, es gebe eine Verschwö-
rung zwischen Berichterstattern und
Börsenzockern. Das ist nicht abwegig: Die
Staatsanwaltschaft München wirft einem
Zatarra-Autor vor, sein Papier habe gezielt
den Aktienkurs manipulieren sollen. In
London scheint also etwas faul zu sein.

Als Wirecard-Vorstand Marsalek bei der
Staatsanwaltschaft sitzt, erzählt er, dass
der Zatarra-Bericht etwas verändert habe.
Seither höre er in die Londoner Spekulan-
tenszene hinein; er kenne Leute, die im Za-
tarra-Umfeld vernetzt seien. Wirecard hat
eingeräumt, damals sogar eine „externe
Forensik-Beratung“ beauftragt zu haben,
um den Fall auszuleuchten. Ein Doku-
ment, das die Financial Times veröffent-
licht hat, legt nahe: Eine Privatdetektei
spielte damals mit dem Gedanken, Mobil-
funkdaten abzufangen und Hacker einzu-
setzen, ein Journalist wurde als Ziel ge-
nannt. Wirecard erklärt, es habe nieman-
den beschatten lassen.

Eine Firma, die dementieren muss, ihre
Widersacher auszuforschen, ist in einer
misslichen Lage. Auch deswegen raten be-
sonnene Sicherheitsexperten Konzernen
davon ab, Privatdetekteien zu beauftra-
gen: Es sei zu riskant, dass dabei etwas Ille-
gales geschehe. Im Umfeld von Wirecard
aber behauptet man, Marsalek habe keine
andere Wahl, als Informationen einzuho-
len. „Wir reden hier über eine kriminelle
Vereinigung, über ein Wolfsrudel“, sagt je-
mand, der dem Konzern nahesteht. Der
Vorstand müsse alles tun, um jene zu erwi-
schen, die der Firma und deren Aktionären
schadeten. „Diejenigen, die mit den Geld-
säcken davonlaufen, werden in der Regel
nicht erwischt.“ Zumal vieles im Ausland
geschehe und der Staat überfordert sei.

Die Wirren des Jahres 2016 sind nur der
Prolog für das, was drei Jahre später folgt.
Am 30. Januar 2019 berichtet Dan
McCrum, der Reporter der Financial

Times, dass Wirecard ein schlimmes
Problem in Asien habe. In der Singapurer
Niederlassung soll ein hochrangiger Mana-
ger Zahlen geschönt haben; eine externe
Kanzlei vermutet sogar, er habe Straftaten
begangen. Wirecard ist böse? Die Börse re-
agiert heftig: Der Aktienkurs stürzt von
160 Euro auf zeitweise nur noch 99 Euro.

Es könnte eine schlichte Erklärung
geben: Der Markt traut Wirecard einfach
nicht. Der von Vorstandschef Markus
Braun und dessen Ziehsohn Marsalek
technokratisch und autoritär geführte Kon-
zern war nie gut darin, seine verschachtel-
te Firmenstruktur zu erläutern. Statt Feh-
ler bei sich selbst zu suchen, sieht man sich
in der verschwiegenen Zentrale in Asch-
heim bei München offenbar auch diesmal
darin bestätigt, Opfer eines Komplotts von
Journalisten und Spekulanten zu sein.
Aschheimer Wagenburgmentalität.

Marsalek glaubt, wieder ermitteln zu
müssen, die Feindaufklärung beginnt.
Schon bald taucht Zuträger Nummer eins
auf, der behauptet, er habe schon am Vor-
mittag des 30. Januar Gerüchte über einen
bevorstehenden Enthüllungsartikel der
FT gehört – als der Artikel also noch gar
nicht erschienen war. Wirecard zieht dar-
aus den Schluss, dass jemand bei der FT
Spekulanten vorab eingeweiht habe. Die-
ser Einschätzung schließt sich später auch
die deutsche Börsenaufsicht an. Aber
stimmt diese Geschichte? Der damalige In-
formant Wirecards ist ein Mann, der sich
zuvor in Drogengeschäfte verstrickt hatte
und deswegen auch zu einer Haftstrafe ver-
urteilt worden war. Das spricht nicht für
die Glaubwürdigkeit des Ex-Häftlings. An-
dererseits: Wer in diesem Milieu ist über-
haupt glaubwürdig?

Bei Marsalek hat sich in der Zwischen-
zeit Zuträger Nummer zwei gemeldet. Wie-
der jemand aus London. Der Mann ist Chef
einer Finanzfirma und rast in seiner
Freizeit mit einem teuren Sportwagen
über Rennstrecken, er spricht Marsalek
mit „mate“ an, Kumpel, und behauptet, al-
les sei noch viel schlimmer als erwartet:
Jetzt wolle auch die amerikanische Nach-
richtenagentur Bloomberg Wirecard in
Grund und Boden schreiben. Er, der
Rennfahrer, könne Bloomberg davon
abhalten – wenn Wirecard ihm gut zwei
Millionen Pfund zahle.

Marsalek vermutet einen Erpressungs-
versuch, er meldet die Sache der Staatsan-
waltschaft. Die Ermittler schalten die Bör-
senaufsicht ein, diese verhängt auch des-
halb ein Spekulationsverbot für Wirecard-
Aktien, was den Kurs stabilisiert.

Marsalek bleibt mit dem Rennfahrer in
Kontakt, weil er Einblick in die Szene behal-
ten will. Sie schreiben sich beinahe täglich.
„Bitte lass uns loslegen. Wir werden eine
Katastrophe erleben, wenn wir das nicht
machen. ... Komm schon, Kumpel“, fleht
der Mann aus London Marsalek an. Dieser
hält ihn mit höflichen Floskeln hin. „Es tut
mir leid, ich hatte den ganzen Tag Bespre-
chungen“, schreibt er. Aber der Rennfahrer
gibt sich zu „zwei Millionen Prozent“ si-
cher, dass er helfen könne. Er behauptet, er
könne einen SZ-Reporter feuern lassen,
der zu Wirecard recherchiert. Das ist abwe-
gig. Auch die US-Agentur Bloomberg er-
klärt, das Gerede des Briten sei „lachhaft,
wenn es nicht so beleidigend wäre“.

Der Rennfahrer mag nur ein Aufschnei-
der gewesen sein. Aber sein Geschwätz hat
ein Spekulationsverbot an der Börse mit-
ausgelöst. Man kann dies so auslegen, dass
der Staat auf einen fragwürdigen Informan-
ten von Wirecard hereingefallen ist.

Im Frühjahr untersucht die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Ba-
fin), was Ende Januar genau an der Börse
passiert ist, und stößt auf ein verdächtiges
Muster: Am späten Vormittag des 30. Janu-
ar haben mehrere Anleger auf einen sin-
kenden Kurs der Wirecard-Aktie gesetzt.
Wenige Stunden später erschien McCrums
Enthüllungsartikel über Wirecards Proble-
me in Singapur. Der Kurs fiel. Spekulanten
verdienten Hunderttausende Euro. Die
Bafin hat deswegen Strafanzeige gegen
mehrere Spekulanten und den Reporter
McCrum gestellt. Ist der Journalist und
Zahlenmensch McCrum tatsächlich Zuträ-
ger eines Wolfsrudels?

Wer den akribischen und freundlichen
Finanzexperten McCrum kennenlernt,
kann sich das nur schwer vorstellen. Bis-
lang jedenfalls haben weder die Bafin noch
Wirecard bewiesen, dass McCrum selbst In-
formationen durchgestochen hat. Die Ab-
läufe lassen vielmehr die Möglichkeit of-
fen, dass die Spekulanten auch andere
Quellen angezapft haben könnten als ihn.
Zum Beispiel hat McCrum seinen bevorste-
henden Artikel am frühen Morgen des
30. Januar in einer E-Mail an Wirecard
angekündigt und dem Konzern bis zum
Nachmittag Zeit gegeben für eine Stellung-
nahme. Das ist journalistisch sauber, ja not-
wendig. Wirecard schaltete daraufhin briti-
sche Anwälte ein. In Aschheim und London
wussten damit etliche Personen von dem
geplanten Artikel. Die FT erklärt, sie habe
die Vorwürfe gegen McCrum untersuchen
lassen und kein Fehlverhalten entdeckt.
Eine Erklärung für das mutmaßliche Leck
hat sie allerdings auch nicht.

Konkretere Hinweise auf ein Fehlverhal-
ten liegen Anfang 2019 vor allem gegen
Wirecard selbst vor. Der Konzern muss
einräumen, dass es in Asien einige, wenn
auch kleinere Fehlbuchungen gegeben ha-
be und sich örtliche Mitarbeiter womög-
lich strafbar gemacht hätten. Ermittler der
Singapurer Finanzpolizei haben etliche
Kisten Material mitgenommen, die Unter-
suchungen dauern an. Damit steht fest,
dass McCrums Enthüllungsartikel vom
30. Januar keineswegs abwegig war.

Es bedeutet auch, dass Wirecard im
Frühjahr 2019 frische Munition brauchen

könnte, um die Vorwürfe gegen die Zei-
tung zu stützen. Mitte Juli scheint dann
plötzlich der schlagende Beweis aufzutau-
chen: eine Tonaufnahme. Man hört zwei
Londoner Investoren, sie brüsten sich da-
mit, dass sie mit Wetten auf einen Kurs-
sturz der Wirecard-Aktie schon öfter viel
Geld verdient hätten. Jetzt hätten sie von ei-
nem baldigen Artikel der Financial Times
erfahren, der den Kurs abermals nach un-
ten treiben werde. Das wäre genau das
Szenario, das Wirecard stets vermutet hat:
Die FT informiert Spekulanten vorab.

Der Wortführer unter den beiden Speku-
lanten spricht mit Zigarrentimbre und
dem Selbstbewusstsein eines Mannes, in
dessen Einfahrt ein Rolls-Royce Dawn Ca-
brio für mindestens 300 000 Pfund steht.
Herr G. trägt die obersten drei Hemdknöp-
fe offen; für Ausflüge, so zeigt es der Insta-
gram-Account seiner Frau, wählen die G.s
mal Hubschrauber, mal Privatjet.

In G.s backsteinernem Privathaus im
teuren Primrose Hill im Nordwesten Lon-
dons öffnet eine Nanny einem SZ-Reporter
die Tür. Der Hausherr? Nicht da. Wann

kommt er wieder? Keine Antwort. Der Re-
porter lässt einen Brief da, mit der Bitte um
ein Gespräch. Keine Reaktion.

Mit welchen Geschäften G. seinen Le-
bensstil finanziert, haben die deutschen
Börsenaufseher der Bafin festgehalten: Im
Februar wettete er demnach gut sechs Mil-
lionen Euro darauf, dass der Kurs Wire-
cards fallen würde – binnen weniger Tage
hatte er damit knapp 900 000 Euro ver-
dient. Die Bafin fand das verdächtig, weil
G. auf einen sinkenden Kurs wettete, ob-
wohl sich die Aktie gerade erholte. Wusste

der Spekulant davon, dass schon der nächs-
te kritische Artikel der Financial Times be-
vorstand? Verdächtig ist G. laut Bafin auch
deswegen, weil er schon von dem umstrit-
tenen Zatarra-Bericht im Jahr 2016 profi-
tiert haben soll.

Im Juli 2019 geben sich G. und dessen
Geschäftspartner deshalb etwas vorsichti-
ger: Diesmal wollen sie nicht selbst wetten,
sondern einen Helfer vorschieben, sozusa-
gen als Strohmann. Sie empfangen einen
möglichen Kandidaten für diese Aufgabe
und erzählen ihm laut Audiomitschnitt, es
sei morgen, spätestens übermorgen mit ei-
nem neuen Artikel der Financial Times
über Wirecard zu rechnen. Man müsse
jetzt schnell sein, die Sache sei sicher. Im
Erfolgsfall würde man den Gewinn teilen.
Halb-halb.

Der Gast, der an dieser Kurswette teil-
nehmen soll, fragt nach, was denn in dem
nahenden FT-Artikel stehe. G. antwortet,
es gebe neues Material, interne Dokumen-
te. Es sei „tausendmal stärker“ als alles Bis-
herige. Seine Leute hätten Wirecard unter-
sucht, die Zahlen ergäben keinen Sinn, es
sei eine Firma ohne Substanz. Jetzt gebe es
neue Belege dafür. Es sei der Sargnagel für
Wirecard.

Das Problem für die beiden Spekulan-
ten: Der Gast ist ein Privatdetektiv, der das
Gespräch heimlich mitschneidet. Die Auf-
nahme wäre vor einem deutschen Gericht
verwertbar, der Privatdetektiv steht als
Zeuge bereit, um die beiden Londoner zu
belasten. Das Material würde Wirecard im
Streit mit der FT sehr helfen, in der Öffent-
lichkeit und vor Gericht. Ein Geschenk.

Aber woher kommt dieses Geschenk?
Der Auftraggeber, der den Privatdetek-

tiv losgeschickt und bezahlt hat, ist an-
geblich ein Mann aus Libyen. Nach dem
Sturz des Diktators Muammar al-Gaddafi
soll er eine Zeit lang den Auslandsgeheim-
dienst der Übergangsregierung geleitet ha-
ben. Er gilt als freundlich und gebildet,
sein Englisch soll sehr gut sein. Im Umfeld
von Wirecard heißt es, er sei vermögend
und ärgere sich über das Treiben der
Londoner Spekulanten. Deswegen habe er
den Privatdetektiv losgeschickt und die
beiden Londoner Investoren in eine Falle
gelockt.

Die Tonaufnahme ist dann auffällig
schnell zu Wirecard gelangt. Am 17. Juli be-
lauschte der Privatdetektiv die Spekulan-
ten, unmittelbar danach soll die Aufnahme
anonym dem deutschen Konzern zuge-
spielt worden sein. Bereits einen Tag spä-
ter schrieben Wirecards Anwälte an die
Financial Times, diese sei nun offenbar
der Kooperation mit Zockern überführt.
Dieser Ablauf weckt den Verdacht, dass Wi-
recard in die ganze Aktion von vornherein
eingeweiht war, ja, sie vielleicht sogar ange-
ordnet hat. Wirecard bestreitet das.

Die Financial Times ließ den Vorwurf,
sie kooperiere mit Spekulanten, durch ei-
ne externe Kanzlei untersuchen. Dabei
wurde der Zeitung zufolge kein Fehlverhal-
ten festgestellt. Auch in diesem Fall hatte
der Reporter McCrum im Zuge seiner Re-
cherchen wieder detaillierte Anfragen an
Wirecard geschickt, wieder schaltete der
Konzern Rechtsanwälte ein. Damit wusste
ein größerer Kreis von Personen sowohl
bei der Financial Times als auch bei Wire-
card von dem geplanten Artikel. Wo also ge-
nau das Leck war, bleibt unklar.

Marsalek traf sich nach SZ-Informatio-
nen mit dem Libyer, um sich ein Bild von
dem Mann zu machen, dem die Londoner
Tonaufnahme zu verdanken war. Schließ-
lich legt die Aufzeichnung nahe, dass Spe-
kulanten so dreist sind, dass ein Wolfs-
rudel im Vergleich wie eine ehrenwerte
Gesellschaft anmutet.

Fragt man allerdings bei Wirecard nach,
was es mit dem Mann aus Libyen auf sich
habe, wehrt sich der Konzern gegen den
Eindruck, auch nur das Geringste mit dem
früheren Agenten zu tun haben. „Wir ha-
ben keinerlei geschäftliche noch sonst wie
geartete Beziehung“ zu dem Mann, beteu-
ert eine Sprecherin. Offensichtlich nimmt
der Konzern gerne die Rechercheergebnis-
se des Mannes aus Libyen an, geht gleich-
zeitig aber auf größtmögliche Distanz. Das
ist nachvollziehbar: In der vergangenen
Woche hat die Financial Times berichtet,
dass der geheimnisvolle Mann aus Libyen
noch etliche andere Ermittlungen am
Laufen habe. So habe er zwei britische De-
tekteien damit beauftragt, Investoren und
Hedgefonds-Manager auszuforschen. Ein
Ex-Geheimdienstler aus einem Bürger-
kriegsland, der mit großem Aufwand
Geschäftsleute in einem demokratischen
Land ausforscht – Wirecard scheint zu ah-
nen, dass es wegen des Mannes aus Libyen
noch ein Imageproblem bekommen könn-
te. Nicht zuletzt wegen dieses Verdachts:
Handelt der Libyer vielleicht gar nicht auf
eigene Rechnung? Ist er vielleicht ein
Strohmann für Wirecard und Wirecard
selbst gar nicht so unbeteiligt, wie es tut?
Der Konzern betont, er habe weder direkt
noch indirekt den Mann aus Libyen oder
die Detekteien beauftragt.

Aber es bleibt die Frage, ob sich der Wire-
card-Vorstand so sehr in die Gefahren-
abwehr verstrickt hat, dass er sich dabei an
den Rand des Anrüchigen begibt. Als Mar-
salek im Februar bei der Staatsanwalt-
schaft aussagte, erzählte er davon, dass ei-
ner seiner Mitarbeiter in den Verdacht ge-
raten sei, Zuträger eines Spekulanten zu
sein. Beleg dafür sei eine Flugbuchung.
Marsalek sagte, er wisse das von einem Be-
kannten, der für einen „ausländischen
Staat“ arbeite. Es klingt sehr dubios, so als
setze Marsalek auf Geheimdienstler, um
seine Mitarbeiter auszuspionieren. Aber
Marsalek sagte das anscheinend ganz un-
befangen, als sei gar nichts dabei. Er fügte
nur hinzu, seine Quelle sei immer äußert
zuverlässig gewesen.

Plötzlich taucht dieses Tonband
auf. Ist es wirklich der Beweis, den
Wirecard so dringend braucht?

Warum kommt ein früherer
Geheimdienstler aus Libyen
Wirecard zu Hilfe?

Als der Zeitungsbericht erscheint,
stürzt Wirecard an der Börse ab.
Einige verdienen damit prächtig

Unter Wölfen
Seit einem Jahr steht Wirecard massiv unter Druck.

In London haben sich Spekulanten gegen den Dax-Konzern
verschworen. Aber auch die Firma verhält sich dubios
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Gegenspieler: Jan
Marsalek (oben) ist
im Vorstand von
Wirecard. Der
Konzern fühlt sich zu
Unrecht angegriffen
von Dan McCrum
(unten), einem
Reporter der
Financial Times, der
kritisch über den
Dax-Konzern
schreibt. Die Berichte
der FT sorgen an der
Börse immer wieder
für Turbulenzen.
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München – Bevor die Firma mit dem Lö-
wen im Logo einem breiteren Publikum be-
kannt wurde, hörte sie offiziell auf zu exis-
tieren. Banc de Binary, so hieß ein israeli-
scher Online-Anbieter mit Sitz auf Zypern,
der seinen Kunden das schnelle Geld in
Aussicht stellte. Im Angebot waren sehr
spezielle Finanzgeschäfte, sogenannte bi-
näre Optionen: äußerst riskante Wetten
auf die Preise von Aktien, Währungen oder
Rohstoffen wie Gold. Banc de Binary wollte
daraus ein Massengeschäft machen, hatte
eine Zulassung der zypriotischen Finanz-
aufsicht und zwischenzeitlich genügend
Geld, um in Großbritannien den Erstligis-
ten Liverpool zu sponsern.

Auf den ersten Blick war das alles legal,
bekam aber einen unseriösen Anstrich, als
die Börsenaufseher in den USA einschrit-
ten. Die New Yorker Behörden verboten
der Firma schon 2013, neue US-Kunden an-
zunehmen. Ein paar Jahre später war dann
ganz Schluss. Nachdem mehrere europäi-
sche Aufsichtsbehörden die Gefahr für An-
leger erkannt hatten und binäre Optionen

verboten, gab Banc de Binary im Januar
2017 seine Lizenz zurück und stellte im dar-
auffolgenden März sein Geschäft ein.

In den Büchern von Wirecard existierte
Banc de Binary aber offenbar weiter. Aus in-
ternen Dokumenten der Finanzbuchhal-
tung von Wirecard geht hervor, dass der
Online-Anbieter im gesamten Jahr 2017
weiter Umsatz erwirtschaftet haben soll,
mit Transaktionen im Millionenbereich.
Die Dateien gehören zu einer Reihe ver-
dächtiger Excel-Tabellen, die sich Mitar-
beiter in der Rechnungslegung von Wire-
card im April 2018 per E-Mail zuschickten.
Zu einer Zeit also, in der die Wirtschafts-
prüfer gerade die Bilanz untersuchten. Die
Financial Times (FT) hatte einen Teil die-
ser Dateien im Oktober ausgewertet.

„Die von der FT veröffentlichten Infor-
mationen sind nicht authentisch“, erklärt
Wirecard auf Anfrage der SZ. Was der Kon-
zern damit offenbar sagen will: Die inter-
nen Unterlagen, auf die sich die FT beruft
und die auch der SZ vorliegen, sollen zu-
mindest teilweise verändert oder gar mani-

puliert worden sein. Die Firmen-Unterla-
gen sind Teil eines Datensatzes aus deren
Asien-Zentrale in Singapur. Dort war es bei
Wirecard zeitweise drunter und drüber ge-
gangen. Unregelmäßigkeiten, Missstände,
Zerwürfnisse. Falls Dateien manipuliert
worden wären, dann wahrscheinlich dort.
Dann aber hätte Wirecard solche Manipula-
tionen bei den Aufräumarbeiten in Asien
möglicherweise längst entdecken können.

Man kann sich Wirecard vorstellen als
Zwischenstelle zwischen Käufern und On-
line-Shops, zwischen Kreditkarteninha-
bern, Banken und Händlern – oder eben
zwischen Anbietern binärer Optionen und
ihren Kunden. Wie ein Verteilerkreis. Aber
Wirecard tritt nicht immer selbst als Zwi-
schenhändler auf, wenn es um Geldtrans-
fers geht. Der Konzern vertraut nach eige-

nen Angaben auf mehr als 100 Partnerfir-
men, die in seinem Auftrag Zahlungen ab-
wickeln – etwa in Ländern, in denen Wire-
card keine eigene Lizenz hat. In den Jahren
2016 und 2017 stammte internen Unterla-
gen zufolge mehr als die Hälfte des Kon-
zernumsatzes von Wirecard und fast der
gesamte Gewinn aus dem Geschäft mit nur
dreien dieser Partner.

Der größte und wichtigste davon: Al
Alam Solutions aus Dubai. Den Daten aus
Singapur zufolge hat das über Al Alam ab-
gewickelte Geschäft im Jahr 2016 mehr als
die Hälfte des Konzerngewinns ausge-
macht. „Solche Partnerunternehmen er-
bringen im Backend eine Connectivity Leis-
tung – der durch einen Partner erzielte Um-
satz ist null“, erklärt Wirecard dazu. Was
damit gemeint sein soll, ist schwer nach-
vollziehbar. Es entsteht der Eindruck, dass
es sich um eine ziemlich undurchschauba-
re Branche handelt.

Al Alam Solutions, 2011 gegründet, ver-
öffentlicht keinen von Wirtschaftsprüfern
testierten Jahresabschluss. Das Karriere-

portal Linkedin listet nur vier Mitarbeiter
auf. Aktuelle Stellenausschreibungen be-
schränken sich auf Büroassistenzen, Hilfs-
tätigkeiten im IT-Support und auf den Si-
cherheitsdienst. Auf der Webseite sind kei-
ne verantwortlichen Manager benannt.
Und die über diese Firma angebundenen
Kunden sollen bis vor wenigen Jahren Hun-
derte Millionen Euro Umsatz zum Ge-
schäft von Wirecard beigesteuert haben?

In den internen Finanztabellen sind 34
Kunden aufgelistet, zu denen die Wirecard-
Buchhalter Umsätze über Al Alam verzeich-
nen. Mal handelt es sich wie im Fall von Eti-
salat aus Abu Dhabi um eine staatliche Te-
lefongesellschaft, mal mit der Firma Mobil-
mat um einen früheren Anbieter von Pre-
paid-Karten aus Italien. Bei den genann-
ten 34 Unternehmen handle es sich um „Be-
zeichnungen für Kundencluster, die für Re-
porting- und Abstimmungszwecke erstellt
wurden und jeweils Hunderte von echten
Einzelhändlern enthalten“, hatte der Kon-
zern dazu erklärt. Auf Nachfrage heißt es
nun: Die Kernaussage, es seien 34 Händler

abgewickelt worden, sei falsch. In Wirklich-
keit seien es mehr als 1000 vor allem kleine-
re Kunden gewesen. Auch sei falsch, dass
Umsätze mit Händlern abgewickelt wor-
den seien, die nicht mehr existiert hätten.

Also auch nicht von Banc de Binary. In ei-
ner der Dateien ist für diesen Unterneh-
mensnamen allerdings noch im Dezember
2017 ein Transaktionsvolumen von mehr
als 3,7 Millionen Euro aufgeführt, und in
den Monaten zuvor jeweils in sehr ähnli-
cher Höhe. Damals hat Banc de Binary offi-
ziell gar kein Geschäft mehr gemacht und
soll auch anders als früher nicht mehr Kun-
de von Wirecard gewesen sein. Aber im
Nachhinein sollen Buchhalter von Wire-
card den Namen dieses dubiosen Online-
Brokers genutzt haben, um eine Gruppe
von Hunderten „echten Einzelhändlern“
zu bezeichnen, die über den Partner Al
Alam angebunden sind? Das ist nur eine
von einer Reihe konkreter Fragen, auf die
Wirecard nicht so konkret antwortet.

 c. giesen, k. ott, n. richter,
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Am 30. Januar dieses Jahres sorgte die
Financial Times (FT) für Aufsehen: Ihre
Reporter Dan McCrum und Stefania Palma
berichteten, dass der deutsche Konzern
Wirecard ein schweres Problem in Asien
habe. In der Niederlassung in Singapur ha-
be ein hochrangiger Manager Umsatzzah-
len geschönt, es stünden diverse Straf-
taten im Raum. Wirecard ist ein Tech-Un-
ternehmen, das sich auf bargeldlose Be-
zahlsysteme spezialisiert hat. Weil Wire-
card für die Zukunft steht und weil Umsät-
ze und Gewinne jedes Jahr wachsen, gilt
die Firma als Liebling vieler Aktionäre.

Der FT-Bericht zog diese Erfolgsge-
schichte allerdings in Zweifel, er warf die
Frage auf, ob Wirecard mehr Schein sei als
Sein. Was der Konzern aus Aschheim be-
streitet. Als der FT-Artikel am Nachmittag
des 30. Januars erschien, stürzte der Kurs
der Wirecard-Aktie ab und sank zwei Wo-
chen lang weiter. Von 167 Euro zeitweise
sogar unter die magische Schwelle von
100 Euro. Der deutsche Tech-Konzern ver-
klagte die Londoner Zeitung später, im
März 2019, auf Schadenersatz.

Noch härter griff die deutsche Börsen-
aufsicht durch, die Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (Bafin) in
Bonn. Sie verhängte am 18. Februar ein
Leerverkaufsverbot für Wirecard-Aktien.
Damit durfte niemand mehr an der Börse
auf sinkende Wirecard-Kurse wetten. Am
9. April 2019 erstattete die Bafin sogar
Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft
München I, wegen des Verdachts der
Marktmanipulation. Die Anzeige richtete
sich gegen mehrere Börsenhändler. Und ge-
gen Dan McCrum und Stefania Palma, die
Reporter der Financial Times. Verfolgen
deutsche Behörden nun Journalisten, bloß
weil diese über mögliche Missstände in
deutschen Unternehmen berichtet haben?

Die Strafanzeige der Bafin, deren Inhalt
öffentlich bislang unbekannt ist, liegt der
Süddeutschen Zeitung vor. Das 34-seitige
Dokument gewährt einen seltenen Ein-
blick in Denken und Handeln der sehr ver-
schwiegenen Börsenaufseher. Und es führt
zu der Frage, ob deutsche und europäische
Vorschriften zum Schutze des Aktienhan-
dels überhaupt anwendbar sind auf die Ar-
beit von Journalisten. Und ob bei der Bafin
nicht ein elementares Missverständnis vor-
liegt über Arbeit und Funktion der Presse.
In der Anzeige gegen die beiden FT-Repor-
ter heißt es etwa, die beiden hätten ihre Be-
richte auf der Internetseite der Financial
Times (ft.com) veröffentlicht und somit ei-
nen „Medienzugang zu der Abgabe der Stel-
lungnahme“ ausgenutzt. Stellungnahme?
Medienzugang ausgenutzt? Das sind For-
meln aus den europäischen Regeln gegen
Marktmissbrauch an der Börse, die aber
mit der Arbeit der Presse wenig zu tun ha-
ben. Journalisten veröffentlichen ihre Er-
gebnisse natürlich in den eigenen Medien.
Und Berichte sind keine Stellungnahmen,
wie das die Strafanzeige suggeriert.

Die 34 Seiten enthalten einerseits eine
detaillierte Beschreibung dubioser Vorgän-
ge an der Börse: Mehrere Händler haben
kurz vor Erscheinen des FT-Artikels am
30. Januar 2019 auf sinkende Kurse gewet-
tet und dadurch Hunderttausende Euro
verdient. Die Bafin vermutet deswegen,
dass es eine Absprache zwischen Börsen-
händlern und den beteiligten Journalisten
gegeben haben könnte.

Andererseits offenbart die Strafanzei-
ge, dass die Indizien gegen McCrum und
Palma dünn sind. An manchen Stellen wir-
ken die Mutmaßungen der Bafin geradezu
lebensfremd, zeigen jedenfalls nur eine ge-
ringe Kenntnis darüber, wie Medien arbei-
ten. Kenner der Bafin sagen, diese habe kei-
neswegs einen Angriff auf die Pressefrei-
heit beabsichtigt. Faktisch aber beschul-
digt der Staat in Gestalt der Bafin Journalis-
ten, über die bislang nur feststeht, dass sie
zwar zugespitzt, in der Sache aber weitge-
hend akkurat über den Fall Wirecard be-
richtet haben. Legte man den Maßstab der
Bafin in dieser Sache auf andere Fälle an,
dann dürfte die Börsenaufsicht immer wie-
der Journalisten anzeigen.

Wirecard und die Financial Times lie-
gen nicht erst seit Januar im Streit. Seit Jah-
ren geht besonders der Reporter McCrum
der Frage nach, ob Wirecard Probleme mit
seiner Buchführung hat. McCrums Berich-
te wecken Zweifel an der Substanz des
Aschheimer Dax-Konzerns, und der Jour-
nalist kann seine Zweifel durchaus begrün-
den: Sein Artikel vom 30. Januar etwa
stützt sich auf den vorläufigen Bericht ei-
ner Singapurer Kanzlei, die Wirecard
selbst mit der Aufklärung dubioser Vorgän-
ge im Asiengeschäft beauftragt hatte. Aus

der Sicht Wirecards hingegen ist die Be-
richterstattung McCrums tendenziös und
irreführend. Der Konzern verweist darauf,
dass der Bericht der Singapurer Kanzlei
nicht abschließend gewesen sei und dass
interne Unterlagen Wirecards in der FT ver-
kürzt wiedergegeben worden seien. Wire-
card hat deswegen vor dem Landgericht
München eine Zivilklage auf Schadener-
satz gegen die FT und McCrum erhoben. In
dieser Klage heißt es, die FT habe sich mit
Spekulanten verbündet. Die FT streitet al-
le Vorwürfe ab.

Die Strafanzeige der Bafin enthält Ver-
mutungen in dieser Richtung, aber eben
nur Vermutungen. Die Börsenaufseher ha-
ben eine Reihe von Spekulationsgeschäf-
ten mit der Wirecard-Aktie aufgelistet; auf-
fällig sind diese vor allem am 30. Januar,
dem Tag, an dem der erste von mehreren
Enthüllungsartikeln in der FT erschien. So
baute ein Händler zum Beispiel am 30. Ja-
nuar um 12.55 Uhr Shortpositionen in Wire-
card-Aktien auf, er setzte also auf einen
fallenden Kurs. Gut zwei Stunden später,
nachdem der – für Wirecard sehr negative –

Artikel in der FT erschienen und der Akti-
enkurs gefallen war, schloss der Händler
seine Position wieder und strich einen Ge-
winn von gut 366 000 Euro ein. Ein ande-
rer Händler machte auf ähnliche Weise gut
271 000 Euro Gewinn. Ein dritter Händler,
der seine Positionen erst Mitte Februar wie-
der schloss, verdiente an seinen Aktienge-
schäften gut 165 000 Pfund.

Aus Sicht der Bafin weckt dies den Ver-
dacht, dass mehrere Händler vorab über
die bevorstehende Berichterstattung der
FT informiert waren. Die Bafin erklärt da-
zu auf SZ-Anfrage, das Zusammenspiel
von bestimmten Abläufen an der Börse
und von negativen Presseberichten sei „au-
ßergewöhnlich“ gewesen.

Die Strafanzeige enthält aber keinerlei
Hinweis darauf, dass der FT-Reporter
McCrum vor Erscheinen des Beitrags Infor-
mationen an Spekulanten durchgestochen
hätte. Es gibt noch nicht einmal eine Hypo-
these, wie und über wen Erkenntnisse der
FT vorab an Geschäftemacher lanciert wor-
den sein könnten. Klar ist indes, dass
McCrum am frühen Morgen des 30. Januar
2019 Wirecard auf die bevorstehende Be-
richterstattung hinwies und um eine Stel-
lungnahme bat. Wirecard schaltete darauf-
hin eine Londoner Anwaltskanzlei ein, wäh-
rend bei der FT die Vorbereitungen für ei-
ne Veröffentlichung liefen. Am Vormittag
wussten also auch etliche Personen außer-
halb der Financial Times von dem bevorste-
henden Artikel. Ein Leck könnte es folglich
an mehreren Stellen gegeben haben.

Mangels besserer Informationen stützt
die Bafin ihre Strafanzeige denn auch auf
eher seltsame Argumente. So macht sie
McCrum einen Vorwurf daraus, dass er sei-
ne Berichte über mehrere Tage getreckt ha-
be, nämlich den 30. Januar, den 1. und den
7. Februar. Dies sei ein Anhaltspunkt da-
für, dass McCrum über einen längeren Zeit-
raum eine möglichst große Wirkung auf
den Aktienkurs von Wirecard habe entfal-
ten wollen. Und dass er damit die Chancen
der Spekulanten auf profitable Geschäfte
habe erhöhen wollen. Für diese These gibt
es keinen Beweis. Es ist Spekulation und
verkennt, wie Zeitungen auf der ganzen
Welt arbeiten – so ist es durchaus üblich,
bei großen Enthüllungen über Tage oder
gar Wochen hintereinander zu berichten.

Die Auseinandersetzung zwischen Wire-
card und der Financial Times ist so verwor-
ren, dass sie selbst die im Wirtschaftsstraf-
recht sehr erfahrene Staatsanwaltschaft
München an deren Grenzen bringt. „Ich ha-
be meist ein Grundgefühl für einen Fall,
aber das fehlt mir hier völlig“, sagt Ober-
staatsanwältin Hildegard Bäumler-Hösl.
„Es ist schwer zu sagen, wohin es geht.“ Die
Bafin scheint sich hingegen sehr früh dar-
auf festgelegt zu haben, dass das Übel im
Fall Wirecard von der Presse ausgeht.

Aschheim gegen
London

Wirecard wirft der „Financial Times“ vor, sich mit
Spekulanten verbündet zu haben. Hilfe bekommt der

Konzern ausgerechnet von der deutschen Börsenaufsicht

Größtmögliche Verwirrung
Haben Mitarbeiter von Wirecard Kundenbeziehungen erfunden? Auf keinen Fall, betont der Konzern. Aber manch ein Vorgang wirft mehr Fragen auf, als es Erklärungen gibt

Andrea Enria, 58, EZB-Chefbankenaufse-
her, bekommt mehr Arbeit: Die von der
Europäischen Zentralbank beaufsichtig-
ten Geldhäuser werden größer und kom-
plexer. Als Gründe führten die Aufseher
an, dass Bankengruppen sich reorganisier-
ten oder Geschäfte im Zuge des erwarte-
ten Brexit aus Großbritannien in die Euro-
Zone verlagerten, wie die EZB mitteilte.
Enria (FOTO: J. SIMON) leitet seit Jahresbeginn
die bei der EZB angedockte Bankenauf-
sicht. Insgesamt werden die Bankenwäch-
ter von Januar an 117 Institute direkt kon-
trollieren – das sind zwei weniger als vor
Jahresfrist. Die EZB ist seit Herbst 2014
für die Überwachung der großen Banken
des Währungsraums zuständig, darunter
in Deutschland die Deutsche Bank und
die Commerzbank. Unter anderem über-
nimmt die EZB die Aufsicht über Tochter-
gesellschaften der Bankenriesen JP Mor-
gan, Morgan Stanley, Goldman Sachs

sowie UBS im Wäh-
rungsgebiet. Es sei
zu erwarten, dass sie
ihre Geschäfte wegen
des Brexit ausbauen,
so die Aufseher.
Dem Institut ABLV
Bank Luxembourg
wurde die Lizenz ent-
zogen. reuters

Bernhard Mattes, 63, hatte am Mittwoch
seinen letzten größeren Auftritt als Chef-
lobbyist der deutschen Autobranche in
Berlin. Der frühere Ford-Manager gibt
sein Amt als VDA-Präsident Ende des
Jahres nach Turbulenzen beim Branchen-
verband auf. Bei einer Pressekonferenz
des Verbands am Mittwoch klang durch,
dass Mattes (FOTO: DPA) nur ungern geht. Er
habe in seinen 40 Jahren als Manager der
Autoindustrie sehr unterschiedliche Zei-
ten erlebt, sagte Mattes. So spannend
aber sei es wohl selten gewesen.

Was Mattes dann allerdings zur Lage
der Branche vortrug, klang wie eine War-
nung an seine Nachfolgerin, die frühere
BDEW-Chefin und Energie-Managerin
Hildegard Müller. Denn es dürfte noch
spannender werden – und bedrohlicher
für die deutschen Hersteller. Die Verkaufs-
zahlen für Autos gehen derzeit weltweit
zurück. Angesichts der Handelskonflikte,
dem Brexit und schärferen Klimavorga-
ben rechnet Mattes sogar mit einer länge-
ren Durststrecke. Die Nachfrage auf dem
weltgrößten Markt China werde im kom-
menden Jahr schrumpfen. Für die vom
Export abhängigen deutschen Hersteller
seien das enorme Herausforderungen.
„Wir müssen damit rechnen, dass die Zahl
der Mitarbeiter in den Stammbelegschaf-
ten geringer wird“, warnte der scheidende
VDA-Präsident. Die Gefahr von US-Zöllen
auf Importe sei längst nicht ausgestan-
den. „Es ist zur Zeit ruhig darum, aber es
ist noch nicht vom Tisch.“

Im Januar übernimmt Mattes’ Nachfol-
gerin diese Herausforderungen. Sie wird
gleich eine schwere Entscheidung treffen
müssen: Der VDA will dann festlegen, wo
die wichtigste Branchenmesse IAA ab
2021 stattfinden soll. Im Rennen sind
neben dem alten Austragungsort Frank-
furt auch Berlin, München, Köln, Ham-
burg und Stuttgart. mbal

Michael O’Leary, 58, Chef des irischen
Billigflieger Ryanair, rechnet wegen des
Flugverbots für die Boeing-Maschinen
vom Typ 737 Max im kommenden Som-
mer mit weniger Passagieren. Weil Ryan-
air nur zehn statt 20 Maschinen bekom-
me, dürfte das Passagieraufkommen im
Geschäftsjahr 2020/21 – bis Ende März
2021 – statt 157 Millionen nur 156 Millio-
nen Passagiere betragen. Ryanair hatte
bereits bekanntgegeben, dass die Basis
am Flughafen Nürnberg mit zwei Flugzeu-
gen schließen soll, Hamburg war schon
zuvor betroffen. Nun soll auch Stockholm
mit vier Flugzeugen im März schließen.
Wann die Maschinen wieder abheben
dürfen, ist noch nicht klar. Es ist nicht das
erste Mal, dass Ryanair die Pläne für das
kommende Jahr stutzen muss. Michael
O’Leary (FOTO: AFP) hatte zuletzt zum Start
des nächsten Sommerhalbjahrs noch mit
20 zur Verfügung stehenden Max-Flug-

zeugen gerechnet.
Ursprünglich hätten
es eigentlich sogar 58
sein sollen. Die Ma-
schinen vom Typ 737
Max sind seit März
wegen zweier verhee-
render Abstürze welt-
weit mit Flugverboten
belegt. dpa

Markus Steilemann, 49, Chef des Dax-
Konzerns Covestro, zapft den Wind an.
Der Kunststoffhersteller will mindestens
zehn Jahre lang Ökostrom eines Wind-
parks beziehen, den der dänische Energie-
versorger Ørsted in der Nordsee bei Bor-
kum plant. Das haben die Firmen mitge-
teilt. Demnach will Covestro 100 Mega-
watt des Windstroms zu einem fixen Preis
abnehmen. Dies decke einen kleinen Teil
des Energiebedarfs des Chemiekonzerns
in Deutschland ab. „Mit dem Bezug von
Grünstrom untermauern wir unsere um-
fassende Nachhaltigkeitsstrategie“, sagt
Steilemann (FOTO: DPA), „und rüsten uns für
den zu erwartenden Anstieg der Energie-
preise und CO2-Kosten.“ Ohne Ökostrom
könne die Industrie nicht ihren Beitrag zu
einer klimaneutralen Wirtschaft leisten.
Ørsted will den Windpark ohne Subventio-
nen errichten. Eine endgültige Investiti-
onsentscheidung ist noch nicht gefallen.

Der Vertrag mit Coves-
tro sei ein erster
Schritt, um stabile
Einnahmen zu si-
chern, heißt es von
Ørsted. Sollte der
Nordsee-Windpark
gebaut werden, soll er
2025 in Betrieb gehen.

ikt, dpa

Ralph Wiechers, der oberste Ökonom der
deutschen Maschinenbauer, kann wenig
Hoffnung spenden. Nach einer kleinen
Entspannung im September beschleunig-
te sich der Rückgang der Bestellungen
wieder, meldet der Chefvolkswirt des
Branchenverbandes VDMA. Im Oktober
lagen die Aufträge real um elf Prozent
unter dem Wert des Vorjahresmonats. Im
September hatte es noch ein Minus von
vier Prozent gegeben. „Die jüngsten Hoff-
nungszeichen auf ein Ende der konjunktu-
rellen Talfahrt in der deutschen Industrie
machen sich noch nicht in den Auftragsbü-
chern der Maschinenbauer bemerkbar“,
sagte Wiechers (FOTO: OH). Zunächst müsse
man abwarten, wie nachhaltig die Signale
auf ein Ende des Konjunkturabschwungs
seien, oder ob sie nicht wieder durch ei-
nen Tweet von US-Präsident Donald
Trump oder andere Ereignisse gestört
würden, sagte Wiechers. Bis sich eine

wirtschaftliche Erho-
lung dann in den Auf-
tragsbüchern der
Maschinenbauer und
anschließend beim
Umsatz niederschla-
ge, dauere es erfah-
rungsgemäß eine
Weile, sagte der Chef-
volkswirt. dpa

Es entsteht der Eindruck, dass
es sich hier um eine ziemlich
undurchsichtige Branche handelt
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Wirecard Die Vorwürfe gegen den Zahlungsdienstleister reißen nicht ab. Doch der wehrt sich – und hat einflussreiche Unterstützer

Hier sitzt eine der wichtigsten Partnerfirmen von Wirecard: die Business Central Towers in Dubai.  FOTO: MAURITIUS IMAGES

Mehr zu tunEr geht nur ungernWeniger abgehoben Strom aus Borkum Die Lage ist ernst
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Es gibt viele Vermutungen,
aber keine
wirklichen Beweise
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W enn in Asien Neujahr gefei-
ert wird, verdienen die
Deutschen kräftig mit. Fa-
milien in Singapur, Taiwan
oder Hongkong decken ih-

re Tische zum Neumond bis zum Überbor-
den mit gedünstetem Fisch, Reiskuchen,
Teigtaschen und Mandarinen. Früher
musste dafür tagelang gekocht werden,
heute bestellen immer mehr Familien das
Festessen einfach per App. Sie lassen es
von Restaurants ins Haus liefern und zah-
len digital, per Kreditkarte. So erübrigt
sich das Hantieren mit Töpfen und Pfan-
nen – und das mit Scheinen und Münzen.

Zahlen ohne Geld, im Netz oder via
Smartphone, das ist das Geschäft von Wire-
card. Kreditkarten, Girokarten, Prepaid-
karten, Bezahlapps wie Apple Pay oder
Boon: Wo immer Geld fließt, ohne dass es
jemand in die Hand nehmen muss, sieht
der Konzern in Aschheim bei München
sein potenzielles Geschäft. Wirecard lie-
fert den Händlern die Bezahl-Software,
sorgt dafür, dass sie zügig ihre Erlöse aus-
gezahlt bekommen, übernimmt sogar das
Risiko, dass ein Kunde nicht zahlt. Und kas-
siert dafür bei jeder Transaktion eine Ge-
bühr. Die Marge mag winzig sein, die Mas-
se verspricht ein attraktives Geschäft.

So macht Wirecard übers Jahr 1,4 Milli-
arden Euro Umsatz und Hunderte Millio-
nen Euro Gewinn. Es könnte bald noch
weit mehr werden, denn das bargeldlose
Geschäft wächst weltweit. Besonders in
Asien. Ob die Menschen online ein neues
Paar Schuhe kaufen, im Supermarkt mit
der Girokarte zahlen oder in der Garküche
das Smartphone mit der Bezahl-App zü-
cken: Anbieter wie Wirecard verdienen im-
mer mit. So gut laufen die Geschäfte, dass
das Unternehmen im vergangenen Herbst
die altehrwürdige Commerzbank aus dem
Dax, dem Index der größten deutschen Ak-
tiengesellschaften, verdrängte. Wirecard
ist die erfolgreichste deutsche Gründungs-
geschichte des Computerzeitalters seit
dem Softwareanbieter SAP.

Doch am 30. Januar 2019, wenige Tage
bevor in Asien das Jahr des Schweins einge-
läutet wird, endet bei Wirecard die Glücks-
strähne. In der Aschheimer Firmenzentra-
le, einem unscheinbaren Verwaltungsge-
bäude zwischen dem Münchner Messege-
lände, einem Kleingartenverein und dem
Zubringer zur Passauer Autobahn, geht
frühmorgens eine E-Mail ein. „Good mor-
ning, Iris“, schreibt ein Journalist der Fi-
nancial Times an eine Sprecherin des Un-
ternehmens. Der Reporter des britischen
Wirtschaftsblatts lässt wissen, er habe re-
cherchiert, dass ein hoher Manager von Wi-
recard in Transaktionen mit gefälschten
Urkunden verstrickt sei, und bittet um Stel-
lungnahme. Als der Artikel am Nachmittag
erscheint, stürzt der Kurs der Wirecard-Ak-

tie drastisch ab, zeitweise fällt er um fast
25 Prozent. Wer sein Geld in das zukunfts-
trächtige Unternehmen gesteckt hat, ist
fast ein Viertel seiner Investition los, unter
den Verlierern sind etliche Kleinanleger.
Die Reaktion der Börse auf den Zeitungsar-
tikel wirkt so maßlos, dass sich der Ver-
dacht aufdrängt, Spekulanten hätten sich
gegen Wirecard verschworen. So sieht man
es auch bei der Börsenaufsicht in Frank-
furt. Mitte Februar schränkt diese den Han-
del mit Wirecard-Aktien ein, die Staatsan-
waltschaft München beginnt, wegen mögli-
cher Marktmanipulation zu ermitteln.

Recherchen der Süddeutschen Zeitung
legen die Details dieses Wirtschaftskrimis
offen, der viel verrät über spektakuläre Er-
folgsgeschichten im Digitalzeitalter – und
deren Tücken. Interne E-Mails und Chats
erzählen, wie Wirecard vom Start-up im
Münchner Speckgürtel atemberaubend
schnell zum global agierenden Dax-Kon-
zern aufstieg. Vielleicht zu schnell: Vor al-
lem in Asien scheint die dortige Finanzab-
teilung die Kontrolle über die komplexen
Geschäfte verloren und zudem zu mehr als
unsauberen Methoden gegriffen zu haben.

Als ein Wirecard-Manager in Singapur
unter den Verdacht gerät, die Bücher zu fri-
sieren, kommt es zu einem folgenschwe-
ren Zerwürfnis zwischen der Konzernzen-
trale und Mitarbeitern, die vehement auf-
klären wollen. Später landen die Details
nicht nur in der Presse, sondern offenbar
auch bei Börsenspekulanten. Diese wetten
auf einen Kurssturz der Wirecard-Aktie
und wollen mit dem Wertverfall der Firma
ihr eigenes lohnendes Geschäft betreiben.

Der Fall Wirecard wirft nun zwei große
Fragen auf. Erstens: Wie schlimm sind die
Verhältnisse im Asien-Geschäft wirklich?
Während der Konzern beschwichtigt, of-
fenbaren SZ-Recherchen Schlampereien
und Versagen. Die Behörden in Singapur er-
mitteln gegen mehrere dortige Mitarbeiter
und haben die örtliche Wirecard-Niederlas-
sung mehrmals durchsucht. Zweitens: Rei-
chen die Missstände, um den heftigen
Kurssturz an der Börse zu erklären? In
München geht die Staatsanwaltschaft je-
denfalls dem Verdacht nach, dass kriminel-
le Spekulanten hier am Werk gewesen sei-
en.

Im Digitalzeitalter können sich solche
Fälle wiederholen, jederzeit. Aufstrebende
Tech-Konzerne erzielen im Handumdre-
hen riesige Umsätze, können aber ebenso
schnell das Geld ihrer Investoren verbren-
nen. So steht dann auch bei Wirecard über
allem die Frage, wie viel Substanz das Ge-
schäftsmodell beinhaltet. Der Konzern
baut weder Elektroautos noch Batteriefa-
briken, er bietet Software und Dienstleis-
tungen, die schwer zu durchschauen sind.
Verkörpert Wirecard wirklich die Chancen
der neuen digitalen Welt? Oder ist der Kon-
zern aus Aschheim nur ein zu schnell ge-
wachsenes Start-up aus einem Münchner
Vorort, in den Anleger zu große Hoffnun-
gen setzen?

In Asien ist die Welt so, wie die Wirecard-
Manager sie sich erträumen. Immer mehr
Menschen wollen mit Bargeld möglichst
wenig zu tun haben, zahlen beim Shoppen,
beim Lunch und beim Parken per Handy-
App. Die Wirecard-Niederlassungen in die-
ser Weltgegend zeugen vom Geschäftssinn
der Münchner Manager. Chennai und Ja-
karta, Kuala Lumpur und Manila sind Städ-
te, in denen die Zukunft längst zu Hause
ist. Wirecards Asien-Zentrale liegt in Singa-

pur, in einer aseptischen „Business City“
mit Blick auf die Containerschiffe auf dem
Weg zur Straße von Malakka. Wie in den
meisten Tech-Konzernen ist die Stim-
mung im Unternehmen leger, sind die Hier-
archien flach, die Umgangsformen locker.

� Fortsetzung nächste Seite

Wie viel echte Substanz können
Konzerne haben, die nur
Software und Dienste anbieten?

Die unscheinbare
Konzernzentrale
von Wirecard im
Münchner Osten liegt
zwischen Messegelände
und Autobahn, sie hat
den Charme einer
örtlichen Sparkassen-
filiale. Mit digitalen
Abrechnungsmodellen
für Internet-Glücks-
spiele und Pornofilme
begann der rasante
Aufstieg des Tech-Unter-
nehmens zum Superstar
im deutschen
Aktienindex Dax.
FOTO: CLAUS SCHUNK
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BUCH ZWEI

Der Phönix
aus Aschheim

In einem Münchner Vorort gestartet,
wird Wirecard mit seinem Internet-
Bezahlgeschäft zum Börsenliebling.

Doch dann stürzt die Aktie dramatisch
ab. Ein Wirtschaftskrimi über Hybris und

Spekulantentum im Online-Zeitalter

von christoph giesen, klaus ott,
nicolas richter, jan willmroth

und nils wischmeyer
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Manche lästern darüber, dass sich Wire-
card intern „WD“ abkürzt – „WC“ kommt
nicht wirklich infrage. Selbst mit ihren
Chefs kommunizieren die Mitarbeiter in-
tern über Chatgruppen, unterhalten sich
untereinander über Fachliches und Zwi-
schenmenschliches oder über die besten
Restaurants und Clubs auf Bali oder in
Shanghai.

Einer der tonangebenden Männer bei
Wirecard in Singapur ist Edo K. Der Indone-
sier ist Anfang 30, umtriebig, immer bes-
tens gelaunt. Im Büro erzählt man sich, er
stamme aus einer wohlhabenden Familie,
wolle sich aber beweisen. Edo K. nimmt als
einer der obersten Finanzer eine Schlüssel-
stellung im Konzern ein, er verantwortet

unter anderem die Finanzen in Asien. Edo
K. gilt als Vertrauter der Unternehmens-
spitze in Aschheim, war dort bis Mitte 2017
tätig. Regelmäßig tauscht er sich über Tele-
fon, Skype-Chats und E-Mails mit den
Chefs aus, bespricht selbst Kleinigkeiten
wie eine Abfindung in Höhe von wenigen
Tausend Dollar für einen Mitarbeiter.

Doch scheint Edo K. irgendwann den
Überblick über die Buchungen und Trans-
aktionen zu verlieren. Immer wieder mo-
nieren Wirtschaftsprüfer, dass Unterlagen
fehlten, Zahlen nicht plausibel seien. Ein-
mal fordert ein Kollege in Deutschland den
Indonesier auf, für eine Bilanz „eine gute
Erklärung“ zu liefern. Er warnt, dass der
Buchprüfer sonst „die Story nicht akzep-
tiert“. Ein anderes Mal greift ein Konzern-
vorstand ein: „Hi Edo, hast Du alles unter
Kontrolle?“, fragt der Chef aus Deutsch-
land. „Das wirkt sehr beunruhigend.“

Das Wirecard-Geschäft in Asien macht
in der Tat einen chaotischen Eindruck. Mal
klagen Mitarbeiter, die Zahlen würden nur
so „herumfliegen“, mal warnen sie, dass
man den Angestellten einer Tochterfirma
schon bald keine Gehälter mehr zahlen
könne. Im Juni 2017 schreibt ein Mitarbei-
ter an Edo K., mindestens zwei Wirecard-
Firmen seien „im operativen Defizit und
technisch zahlungsunfähig“. Sind dies nur
die Symptome eines zu schnellen, unbe-
herrschten Wachstums, oder geht es um
mehr?

Anfang 2018 kommt es noch schlim-
mer: Ein Whistleblower beobachtet angeb-
lich, wie Finanzchef Edo K. mit Filzstiften
an einer Präsentationstafel steht und ei-
nem halben Dutzend Mitarbeitern erklärt,
wie sich Geld zwischen verschiedenen
Tochterfirmen hin und her schieben lasse
– mutmaßlich auf illegale Art und Weise.
Der Whistleblower vertraut sich zwei örtli-
chen Justitiaren an, diese melden den Ver-
dacht nach Aschheim. Ein Juristen-Team
aus der Konzernzentrale fliegt nach Singa-
pur, lässt die E-Mail-Postfächer einiger
der örtlichen Mitarbeiter sichern und be-
auftragt die Anwaltskanzlei Rajah & Tann,
die Vorwürfe aufzuklären.

Offenbar hat man in München erkannt,
was Wirecard drohen könnte: Das Unterneh-
men ist verwundbar. Der Wert von schnell
wachsenden Tech-Unternehmen lässt sich
oft nur schwer nachvollziehen. Und dann ist
da noch die Firmengeschichte: Wirecard ist
seinen schmuddeligen Ruf der Anfangsjah-
re nie ganz losgeworden. Die Firma wickel-
te damals vor allem den elektronischen Zah-
lungsverkehr für Pornofilme und Glücks-
spiele im Internet ab, an diesem Geschäft
verdient der Konzern auch heute noch. Soll-
ten Bilanzmanipulationen in Asien aufflie-
gen, wäre das Gift für den Ruf der Wirecard
AG als eines der führenden deutschen Inno-
vationsunternehmen.

Im Frühjahr 2018 scheint also tatsäch-
lich einiges im Argen zu liegen bei Wire-
card. Die beiden Juristen in Singapur, die
die Zustände im dortigen Büro prüfen sol-
len, sind nach einer ersten Durchsicht der
Mails von Mitarbeitern Edo K.s beunru-
higt. Am 20. April meldet einer von ihnen
nach Aschheim, das Thema sei „größer, als
wir dachten“.

Die Justitiare bei Wirecard in Singapur
sind nicht nur gewissenhaft, sie sind peni-
bel, hartnäckig und streitbar. Einer von ih-
nen, Royston N., kümmert sich um das The-
ma Compliance, also um rechtlich und
ethisch einwandfreies Geschäftsgebaren.
Royston N. kommt mit Hosenträgern ins
Büro. Er war früher Staatsanwalt in Singa-
pur, die dortige Strafjustiz wird wegen ih-
rer unerbittlichen Strenge gefürchtet. Sein
Kollege, der Justitiar Pavandeep G., gilt
zwar als nicht ganz so scharfer Hund, aber
auch er nimmt seine Arbeit sehr ernst.

Früh wird klar, dass die beiden Juristen
Finanzchef Edo K. als einen Aufschneider
betrachten und sich wundern, dass die Zen-
trale in München diesem Mann blindlings
zu vertrauen scheint. Im Singapurer Büro
erzählt man sich, der Jurist Royston N. ha-
be dem Finanzchef Edo K. einmal vorgehal-
ten, jemand aus dessen Familie stehe der
indonesischen Mafia nahe. Edo K. sei sehr
aufgebracht gewesen. Royston N. könne
den Verwandten ja
fragen

und „schauen, was
dann passiert“. Daraufhin soll

Royston N. einigen Kollegen erzählt ha-
ben, Edo K. habe ihn bedroht. Das hat sich
bis in die Konzernzentrale in Aschheim her-
umgesprochen.

Nach weniger als zwei Wochen Arbeit

legt die Kanzlei Rajah & Tann Anfang Mai
2018 ihren „vorläufigen Bericht“ vor. Der
hat es in sich: Der Anfangsverdacht gegen
Edo K. habe sich bestätigt, heißt es darin.
Zudem seien weitere „Missetaten“ aufge-
fallen. Edo K. und zwei seiner Mitarbeiter
hätten mutmaßlich Urkunden gefälscht
und fragwürdige Zahlungen veranlasst; of-
fenbar wollten sie die schlechte Finanzlage
einzelner Wirecard-Tochterfirmen durch
derartige Überweisungen frisieren. Mögli-
cherweise, so die Juristen und Prüfer, sei-
en aber auch noch weit schwerer wiegende
Straftaten passiert: Betrug, Korruption
oder Geldwäsche.

In der Münchner Konzernzentrale wird
dieser vorläufige Bericht heute als voreilig,
substanzlos und ehrenrührig abgetan.

Doch im Mai 2018 bringen die Prüfer
von Rajah & Tann erst einmal allerhand
Verdächtiges zu Papier. So nehmen sie
zum Beispiel Anstoß an einer Tochterfir-
ma in Hongkong, mit der Wirecard den dor-
tigen Prepaid-Markt erobern will. Die
Tochter braucht ein Mindestkapital und
bekommt es aus Deutschland überwiesen.
Es ist ja eine Kapitalerhöhung der AG in ei-
ner Tochtergesellschaft. Die Prüfer vermu-
ten, dass dies nur eine Luftbuchung ist,
denn nach ihrer Darstellung tauchen die
zwei Millionen Euro sehr kurz in der Bilanz
der Hongkonger Wirecard-Tochter auf
und fließen dann ebenso rasch wieder ab.

Die Fachleute von Rajah & Tann ma-
chen gut ein Dutzend dieser mutmaßli-
chen Scheinbuchungen aus, die Anlass zu
einem schweren Verdacht geben: Existier-
ten bei Wirecard in Asien dubiose Geld-
kreisläufe, in denen ein und derselbe Geld-
betrag abwechselnd immer wieder andere
Finanzlöcher stopft? Dieser Verdacht könn-
te den verheerenden Eindruck erwecken,
dass das Dax-Unternehmen möglicherwei-
se an der Börse heller strahlt als es den öko-
nomischen Fakten entspricht.

In Singapur hoffen die beiden Juristen,
Royston N. und Pavandeep G., auf ein Tref-
fen der Konzern-Oberen in Aschheim am
7. Mai 2018. Ein interner Chat zwischen Ju-
risten in Aschheim und Singapur verrät,
dass die beiden Aufklärer in Asien dem Ter-
min regelrecht entgegenfiebern: Sie wol-

len am liebsten nach München fliegen und
dem Vorstand persönlich ihre Ermittlungs-
ergebnisse vorstellen. Royston N. stellt ei-
ne neunseitige Präsentation zusammen, Ti-
tel: „Project Tiger“. Ursprünglich sollte das
Projekt „Phoenix“ heißen – wie der Sagen-
vogel aus der Asche sollte Wirecard aufer-
stehen, befreit von allen Vorwürfen; Asch-
heim bevorzugte „Tiger“, einen Hinweis
auf Singapur, den Tigerstaat. Man sieht
auf Folien Schaubilder mit erfundenen Fir-
mennamen, Pfeile, die Geldflüsse anzei-
gen, Millionen Dollar, die angeblich im
Kreis überwiesen werden. Und einen Aus-
zug aus dem Strafgesetzbuch Singapurs:
Bilanzfälschung, Korruption, Geldwäsche.

Doch was folgt, ist eine herbe Enttäu-
schung. Einer der Vorstände schreibt an ei-
nen der Juristen, man mache die Probleme
in Asien jetzt zur Chefsache: Vorstand Jan
Marsalek, der unter anderem für Asien zu-
ständig ist, werde alles Weitere koordinie-
ren, zusammen mit einem Manager in Asi-
en und einer externen Kanzlei. Anders for-
muliert: Die hartnäckigen Singapurer Ju-
risten sind raus.

Dennoch geben die beiden düpierten
Aufklärer in Singapur nicht auf, lassen
nicht locker. Royston N., der frühere Staats-
anwalt, beschwert sich persönlich beim Fi-
nanzvorstand in Aschheim. In einer mehr-
seitigen E-Mail weist er darauf hin, dass
Vorstand Marsalek im vorläufigen Ermitt-
lungsbericht genannt wird, womöglich al-
so selbst in fragwürdige Vorgänge ver-
strickt sein könnte und deshalb als Aufklä-
rer nicht infrage komme. Doch der Protest
bleibt folgenlos. Und auch heute heißt es
bei Wirecard dazu nur, Marsalek sei für die
Untersuchung gar nicht zuständig gewe-
sen und sei auch nicht belastet.

Kurz darauf nimmt der Argwohn der
beiden Juristen sogar noch weiter zu: Eine
Wirecard-Tochter in Singapur soll wenige
Tage später eine Millionenüberweisung
vornehmen, das Geld soll an einen Ge-

schäftspartner gehen, der im Rajah &
Tann-Bericht ausdrücklich für verdächtig
erklärt wird.

„Ich verstehe das nicht. Was ist los?“,
schreibt einer der beiden Justitiare im
Gruppenchat mit dem deutschen Compli-
ance-Chef in Aschheim. „Was hat der Vor-
stand nicht begriffen?“ Sein Singapurer
Kollege springt ihm bei: „Ich verstehe
nicht, wie ein paar Leute etliche äußerst
schwerwiegende Finanzdelikte begehen
und dann ungestraft weitermachen kön-
nen.“ Der deutsche Teilnehmer dieses
Chats, er ist immerhin einer der wichtigs-
ten Verantwortlichen für Rechtsfragen im
Konzern, scheint auf Linie mit den asiati-
schen Kollegen zu sein. Auch er äußert den
Verdacht, dass sich die Mächtigen im Un-
ternehmen gegenseitig deckten. Sie „pin-
keln sich nicht gegenseitig an“.

Einer der Singapurer Kollegen erwidert:
„Das ist keine angemessene Haltung für ei-
nen Vorstand … Falls die Zahlung … nicht in
Ordnung ist, dann ist das Geldwäsche. Und
es wird mit Wissen des Vorstands gesche-
hen sein.“ Der Justitiar in Asien wird nun
sehr grundsätzlich: „… Meine Prinzipien
sind nicht verhandelbar. Als ehemaliger
Staatsanwalt sag ich es in aller Klarheit.
Wir werden persönlich strafrechtlich be-
langt, wenn wir nichts tun.“ Der hartnäcki-
ge Jurist ist offenbar zum Äußersten ent-
schlossen. Er kann sich sogar vorstellen,
den Vorstand zu umgehen und direkt den
Aufsichtsrat einzuschalten. Sein Mitstrei-
ter im Büro Singapur springt ihm bei:
„Dem Vorstand ist das Ganze scheißegal,
und es gibt intern nicht viel, das wir tun
können. Es gibt zu viele Beteiligte mit zu
vielen Interessen … und Edo wird eindeu-
tig geschützt.“

Wenige Tage später fließt der umstritte-
ne Millionenbetrag dennoch ungehindert.

Spätestens da wird klar, dass das Ver-
hältnis zwischen den Firmenoberen bei
Wirecard und den beiden Juristen in Singa-
pur schwer belastet ist. Auch der Complian-
ce-Chef in Aschheim rückt nun von seinen
beiden asiatischen Mitstreitern ab. Im Juni
2018 schreibt er einem der beiden Mitarbei-
ter in Singapur eine vernichtende Kritik:
„Als Compliance müssen wir Partner des

Börsenliebling
Wirecard: Der Kurs
hatte sich in zehn
Jahren verdreißigfacht.
Rund 24 Milliarden
Euro war Wirecard vor
dem Absturz wert,
knapp drei Mal so viel
wie die Lufthansa.
Heute sind es noch
13,64 Milliarden Euro.

Die beiden Wirecard-Juristen
in Singapur halten Finanzchef
Edo K. für einen Aufschneider

„Falls die Zahlung nicht in
Ordnung ist, ist das Geldwäsche
mit Wissen des Vorstands.“

Der Konzernvorstand erkundigt
sich beim Kollegen in Singapur:
„Hi Edo, alles unter Kontrolle?“

Singapur: Hat die
Finanzabteilung von
Wirecard die Kontrolle
über die komplexen
Geschäfte in Asien
verloren? Ein hoher
Manager des Konzerns
in Singapur, der
umtriebige Indonesier
Edo K., ist unter
Verdacht geraten,
Bücher frisiert und
Mitarbeiter dazu
angestiftet zu haben.
FOTO: IMAGO IMAGES

Der gebürtige
Österreicher Jan
Marsalek, Jahrgang
1980, ist seit 2000
bei Wirecard.
Heute sitzt er im
Vorstand. Im
Konzern ist er für
das Geschäft in
Asien zuständig.
FOTO: WIRECARD
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Managements sein. Unsere Compliance-
Rolle ist es, Schaden vom Unternehmen
fernzuhalten und die Graubereiche zu kon-
trollieren. Wir sind keine Staatsanwälte,
die Einzelpersonen zur Rechenschaft zie-
hen.“ Und weiter heißt es: „Ich glaube, dass
der Vorstand das Vertrauen darauf verlo-
ren hat, dass wir zum Wohle der Firma er-
mittelten.“ Dann wird der Mann in Asch-
heim sehr, sehr deutlich gegenüber seinen
asiatischen Kollegen: „Compliance ist im-
mer auch … politisch motiviert.“ Ein Justiti-
ar könne dem Vorstand keine Anweisun-
gen erteilen: „So gewinnt man kein Vertrau-
en und gilt dem Management nicht als ver-
lässlicher Partner.“

In Aschheim denkt man offenbar, man
könne den Konflikt mit solchen Belehrun-
gen eindämmen. Doch das funktioniert
bestenfalls vorübergehend: Acht Monate
später, am 30. Januar 2019, werden die vor-
läufigen Erkenntnisse der Kanzlei Rajah &
Tann öffentlich. Irgendjemand hat das in-
terne Papier vom Mai 2018 nach außen ge-
tragen, nun zitiert die Financial Times dar-
aus. Von wem das Londoner Wirtschafts-
blatt die Wirecard-Interna erfahren hat, ist
nicht bekannt. In Konzernkreisen heißt es,
einer der beiden düpierten Juristen habe
den Rajah & Tann-Bericht in Umlauf ge-
bracht. Inzwischen liegen noch viel mehr
interne Akten bei den Ermittlungsbehör-
den in Singapur. Missstände in Unterneh-
men und Zerwürfnisse über deren ange-
messene Aufklärung sind oft Auslöser da-
für, dass empörte Mitarbeiter zu Whistle-
blowern werden – und Interna nach außen
tragen. Ob das auch bei Wirecard so der
Fall war, ist offen.

Mittlerweile haben die beiden Juristen
in Singapur das Unternehmen verlassen.
In Firmenkreisen heißt es, Royston N. und
Pavandeep G. hätten gegen Finanzchef
Edo K. einen gewissen Verfolgungseifer
entwickelt. Aber es gibt keinerlei Beleg da-
für, dass sie übertrieben haben oder ihrem
Unternehmen schaden wollten. Es wäre
nicht das erste Mal, dass Beschäftigte, die
zu viel fragen und zu tief graben, in ihrer
Firma nicht mehr wohlgelitten sind. Einer
der beiden Juristen in Singapur hat einmal
in einem Chat über seinen Kollegen gesagt:
„Alles, was er sich wünschte, war eine Fir-
menkultur, in der man Übeltäter zur Re-
chenschaft zieht.“

Ein Dreivierteljahr später erreicht die
Eskalation ihren vorläufigen Höhepunkt.
Am 30. Januar 2019 berichtet die Financial
Times über den Fall, die Aktie stürzt ab.
Kurz darauf erhält Konzernvorstand Jan
Marsalek über einen Vertrauten eine Chat-
Nachricht mit einem unmoralischen Ange-
bot. Ein Geschäftsmann, der in Journalis-
tenkreisen gut vernetzt sein soll, behaup-
tet, ein zweites einflussreiches Wirtschafts-
medium plane ebenfalls einen verheeren-
des Bericht über Wirecard. Demnach errei-
che die Affäre sogar die Firmenspitze, und
der Aktienwert müsse daher mehr als hal-
biert werden. „Ja, aber was kann man dage-
gen tun?“, schreibt der Vertraute Marsa-
leks, „sie werden den Artikel nicht stop-
pen.“ Daraufhin entgegnet der Geschäfts-
mann: „Ich kann meinen Kerl dazu brin-
gen, es zu stoppen. Ich habe einen guten
Kontakt ...“

Bei weiteren Gesprächen stellt sich her-
aus, dass der Geschäftsmann angeblich
noch mehr zu bieten hat. Er könne nicht
nur negative Presseberichte verhindern.
Er könne ebenso erfolgreich positive Arti-
kel über Wirecard in den Medien lancieren
und Übernahmegerüchte streuen, die den
Kurs der Aktie dann in die Höhe treiben
würden. Für diese Unterstützung verlangt
er 2,2 Millionen Pfund. Sogar eine Schein-
rechnung hat er schon vorbereitet, zurück-
datiert auf den 28. Mai 2018. Darin steht,
Wirecard zahle das Geld als Sponsoring für
einen Autorennstall, das Firmenlogo der
Aschheimer werde gut erkennbar auf dem
Rennwagen und den Anzügen der Fahrer
prangen.

Marsalek geht darauf nicht
ein, benachrichtigt die
Staatsanwalt-
schaft Mün-
chen:

Wire-
card sieht

sich als Opfer einer
Verschwörung zwischen

Medien und Börsenspekulan-
ten und erstattet am 1. Februar 2019

Strafanzeige wegen einer möglichen Mani-
pulation des Aktienkurses. Die Staatsan-
wälte nehmen den Verdacht ernst und lei-
ten Ermittlungen gegen unbekannt ein.
Sie sind alarmiert. Da ist zum einen das ein-
deutige Angebot, die Medienberichterstat-
tung zu steuern und den Börsenkurs zu ma-
nipulieren. Der Mann, der dieses Angebot
abgegeben hat, gilt nicht als Prahlhans,
sondern als einer, der liefern kann. Offen-
bar ist er tatsächlich in der Lage, das Ge-
schehen an der Börse zu beeinflussen.

Hinzu kommen Auffälligkeiten beim
Handel mit Wirecard-Aktien am 30. Janu-
ar. Offenbar hatten mehrere Spekulanten
rechtzeitig auf fallende Kurse gewettet, be-
vor der Artikel in der Financial Times er-
schien. Nach Angaben von Wirecard könn-
te es dafür eine Erklärung geben; demnach
hätte sich an der Börse herumgesprochen,
dass ein negativer Bericht erscheinen wür-
de. Die deutsche Firma beruft sich auf ei-
nen Händler aus London. Der hat schrift-
lich erklärt, dass schon am Vormittag des
30. Januar in Börsenkreisen über den be-
vorstehenden Wirecard-Artikel der Finan-

cial Times geredet worden sei. All diese bri-
santen Informationen leitet die Staatsan-
waltschaft München an die Börsenaufsicht
in Frankfurt weiter. Die reagiert überra-
schend schnell auf den ungewöhnlichen
Vorgang : Am 18. Februar verbietet die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht (Bafin), an der Börse auf einen fallen-
den Kurs der Wirecard-Aktie zu wetten.
Die ungewöhnliche Entwicklung der Asch-
heimer Aktie habe „massive Unsicherhei-
ten an den Finanzmärkten“ verursacht, er-
klärt die Bafin, sie sieht eine „ernst zu neh-
mende Bedrohung für das Marktvertrauen
in Deutschland“.

Wirecard sieht sich als Opfer und ver-
klagt die Financial Times vor dem Landge-
richt München auf Schadenersatz. Der
deutsche Konzern wirft der britischen Zei-
tung vor, irreführend berichtet zu haben.
„Der vorliegende Fall ist ein Paradebei-
spiel übelster Sorte für das abgestimmte
Agieren von Journalisten und kriminellen
Spekulanten zum Nachteil seriöser Anle-
ger“, heißt es in der Klageschrift. Die Lon-
doner Zeitung weist die schweren Vorwür-
fe als „substanzlos“ zurück.

Sind die Angriffe Wirecards auf die Pres-
se nur ein Manöver, um von den Missstän-
den abzulenken? Und versucht der Kon-
zern, Kritiker in seinen Reihen sowie außer-
halb systematisch zu diskreditieren?

Noch ist nicht bewiesen, dass dem Kurs-
sturz Ende Januar eine groß angelegte Atta-
cke krimineller Spekulanten zugrunde lag.
Investoren, die von fallenden Kursen profi-
tieren wollen, nutzen dafür gern sogenann-
te Leerverkäufe. Diese Spezialität im Akti-
enhandel ist alltäglich; sie dient unter ande-
rem dazu, sich gegen fallende Kurse abzusi-
chern. Am 30. Januar 2019 ist der Anteil
leer verkaufter Wirecard-Aktien im histori-
schen Vergleich eher niedrig. Wenn über-
haupt, hat damals offenbar nur ein kleiner
Kreis von dem bevorstehenden Artikel der
FT gewusst. Wahrscheinlich drückte der
Kurssturz also auch ein verbreitetes Miss-
trauen gegen Wirecard aus. Schon in der
Vergangenheit hat der Kurs auf schlechte
Nachrichten sehr empfindlich reagiert. Bis
heute hat sich die Wirecard-Aktie nicht er-

holt; sie liegt noch immer um mehr als ein
Drittel niedriger als Ende Januar.

In der vergangenen Woche hat Wirecard
nun versucht, die Affäre um ihren Finanz-
chef Edo K. für weitgehend beendet zu er-
klären. Es gehe nur um einige wenige Unre-
gelmäßigkeiten; diese hätten auf die Bi-
lanz „keine wesentlichen Auswirkungen“.
In Aschheim habe sich niemand strafbar
gemacht. Wirecard beruft sich unter ande-
rem auf weitere Untersuchungen der Kanz-
lei Rajah & Tann.

Für den deutschen Konzern ist die Affä-
re aber längst nicht ausgestanden. Die
Spezialeinheit für Finanzkriminalität in
Singapur hat die Wirecard-Büros mit dem
spektakulären Blick auf das Meer und die
Containerschiffe drei Mal durchsucht und
mehr als 200 Kisten Material mitgenom-
men. Es heißt, mehrere Mitarbeiter hätten
in Befragungen durch die Kanzlei Rajah &
Tann Fehlverhalten eingeräumt. Auch Wi-
recard schließt nicht aus, dass sich örtliche
Mitarbeiter strafbar gemacht haben, Ex-

Asien-Finanzchef Edo K. soll Tricksereien
zugegeben haben. Er soll sogar behauptet
haben, dass er sich mit dem Vorstand abge-
sprochen habe. In Firmenkreisen heißt es,
das stimme nicht, man habe in Aschheim
nichts gewusst. Die SZ hat mehrmals ver-
geblich versucht, Edo K. zu erreichen.

Inzwischen haben sich Wirecard und
Edo K. getrennt. Im Konzern wird heute so
getan, als habe vor allem der Ex-Finanz-
chef für Asien versagt. Bei vielen früheren
Wirtschaftsaffären hieß es anfangs, dass
nur einzelne Mitarbeiter aus dem Mittel-
bau der Firma schuld seien, später war es
dann aber doch ganz anders.

Genau wissen es auch die Ermittler bis-
her nicht. In Justizkreisen heißt es, man ha-
be noch kein Gefühl dafür, in welche Rich-
tung das Ganze gehe. Die neue Welt der glo-
balen Digitalkonzerne, der Spekulanten
und der rücksichtlosen Geschäftemacher,
die Insiderwissen verkaufen, ist selbst für
gestandene Ermittler nur noch schwer zu
durchschauen.

Nach dem ersten
Bericht der Financial
Times am 30. Januar
über mögliche Doku-
mentenfälschung und
Geldwäsche durch
einen Finanzmanager
von Wirecard in Singa-
pur wurden in nur
einer Stunde rund
fünfeinhalb Milliarden
Euro Börsenwert
vernichtet. Der Kurs
der Wirecard-Aktie
stürzte zeitweise um
25 Prozent ab.

Wirecard sieht sich als Opfer
einer Verschwörung von
Medien und Börsenspekulanten

Auf die Bilanz, sagt Wirecard,
hätten die Unregelmäßigkeiten
keine großen Auswirkungen
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Auch der Vorstands-
vorsitzende von

Wirecard, Markus
Braun, ist Österreicher.

Ziel des Unternehmens
sei es, sagte der

Milliardär im
vergangenen Frühjahr,

„kraftvoll organisch
die Welt zu erobern“.

Und die Unregel-
mäßigkeiten? Für

Wirecard sei „die Sache
abgeschlossen“.
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London: Die Financial
Times hat als erste

Zeitung über die
brisanten Interna von

Wirecard berichtet. Der
Aktienkurs des deut-
schen Unternehmens

hat sich seitdem kaum
erholt.
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